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Synopse Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

Bedeutung der Markierungen: 

Streichungen   Änderungen    Änderungen des Wortlauts 

neuer Gesetzestext  Verschiebungen   Verschiebungen 

 

Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.2.2008, 
zuletzt geändert durch Art. 1 Familiennachzugsneuregelungsgesetz v. 
12.7.2018 (BGBl. I S. 1147) 

Aufenthaltsgesetz nach Änderung durch das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz 

§2 Begriffsbestimmungen 
 
(…) 
 
(3) 
(…) Der Lebensunterhalt gilt für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16 als gesichert, wenn der Ausländer über monatliche Mittel in Höhe des 
monatlichen Bedarfs, der nach den §§ 13 und 13a Abs. 1 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes bestimmt wird, verfügt. 
 
 
 
Das Bundesministerium des Innern gibt die Mindestbeträge nach Satz 5 für 
jedes Kalenderjahr jeweils bis zum 31. August des Vorjahres im 
Bundesanzeiger bekannt. 
 
(4) (…) 
 
(5) 
Schengen-Staaten sind die Staaten, in denen folgende Rechtsakte in vollem 
Umfang Anwendung finden:  

§2 Begriffsbestimmungen 
 
(…) 
 
(3) 
(…) Der Lebensunterhalt gilt für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 16 als gesichert, wenn der Ausländer über monatliche Mittel in Höhe des 
monatlichen Bedarfs, der nach den §§ 13 und 13a Abs. 1 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes bestimmt wird, verfügt. Der 
Lebensunterhalt gilt für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 
16a und 16d bis 16f sowie § 17 als gesichert, wenn Mittel entsprechend Satz 5 
zuzüglich eines Aufschlages um zehn vom Hundert zur Verfügung stehen.  
Das Bundesministerium des Innern gibt die Mindestbeträge nach Satz 5 für 
jedes Kalenderjahr jeweils bis zum 31. August des Vorjahres im 
Bundesanzeiger bekannt. 
 
(4) (…) 
 
(5) 
Schengen-Staaten sind die Staaten, in denen folgende Rechtsakte in vollem 
Umfang Anwendung finden:  
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(…) 
 
2.die Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das 
Überschreiten der Grenzen durch Personen (ABl. L 105 vom 13.4.2006, S. 1) 
und 
 
(…). 
 
 
 
§ 6 BeschV Ausbildungsberufe 
(1) Für Ausländerinnen und Ausländer, die im Inland eine qualifizierte 
Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf erworben haben, kann die Zustimmung zur 
Ausübung einer der beruflichen Qualifikation entsprechenden Qualifikation 
erteilt werden. Eine qualifizierte Berufsausbildung liegt vor, wenn die 
Ausbildungsdauer mindestens zwei Jahre beträgt. 

 
(…) 
 
2.die Verordnung (EU) 2016/399 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. März 2016 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der 
Grenzen durch Personen (Abl. L 77 vom 23.03.2016, S. 1) und 
 
(…). 
 
(11a) Gute deutsche Sprachkenntnisse entsprechen dem Niveau B2 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen. 
 
(12a)  
Eine qualifizierte Berufsausbildung liegt vor, wenn es sich um eine 
Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf  handelt, für den nach bundes- oder 
landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei 
Jahren festgelegt ist.  
 
 
(12b)  
Eine qualifizierte Beschäftigung liegt vor, wenn zur Ausübung der 
Beschäftigung Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten erforderlich sind, die 
in der Regel in einem Hochschulstudium oder einer qualifizierten 
Berufsausbildung erworben werden. 
 
(12c) 
Bildungsträger im Sinne dieses Gesetzes ist 
1. der Arbeitgeber bei einer betrieblichen Berufsaus- oder Weiterbildung, 
2. die Schule bei einer Berufsausbildung vorwiegend in fachtheoretischer 
Form oder einem anderen Schulbesuch, 
3. die Hochschule oder vergleichbare Ausbildungseinrichtung bei einem Studi-
um und  
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4. der Anbieter des Sprachkurses bei einem Sprachkurs. 

§ 4 Erfordernis eines Aufenthaltstitels 
 
(1)  
(…) Die Aufenthaltstitel werden erteilt als 
1. Visum im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3,  
2. Aufenthaltserlaubnis (§ 7),  
2a. Blaue Karte EU (§ 19a),  
2b. ICT-Karte (§ 19b),  
2c. Mobiler-ICT-Karte (§ 19d),  
3. Niederlassungserlaubnis (§ 9) oder  
4. Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU (§ 9a).  
 
Die für die Aufenthaltserlaubnis geltenden Rechtsvorschriften werden auch 
auf die Blaue Karte EU, die ICT-Karte und die Mobiler-ICT-Karte angewandt, 
sofern durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Ein Aufenthaltstitel berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, sofern 
es nach diesem Gesetz bestimmt ist oder der Aufenthaltstitel die Ausübung 
der Erwerbstätigkeit ausdrücklich erlaubt. Jeder Aufenthaltstitel muss 
erkennen lassen, ob die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist. Einem 
Ausländer, der keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung 
besitzt, kann die Ausübung einer Beschäftigung nur erlaubt werden, wenn die 
Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung 
bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der 
Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit sind in den Aufenthaltstitel 
zu übernehmen. 
 
(3) Ausländer dürfen eine Erwerbstätigkeit nur ausüben, wenn der 
Aufenthaltstitel sie dazu berechtigt. Ausländer dürfen nur beschäftigt oder 
mit anderen entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt werden, 
wenn sie einen solchen Aufenthaltstitel besitzen. Dies gilt nicht für 

§ 4 Erfordernis eines Aufenthaltstitels 
 
(1)  
(…) Die Aufenthaltstitel werden erteilt als 
1. Visum im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3,  
2. Aufenthaltserlaubnis (§ 7),  
2a. Blaue Karte EU (§ 18b Absatz 2),  
2b. ICT-Karte (§ 19),  
2c. Mobiler-ICT-Karte (§ 19b),  
3. Niederlassungserlaubnis (§ 9) oder  
4. Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU (§ 9a).  
 
Die für die Aufenthaltserlaubnis geltenden Rechtsvorschriften werden auch 
auf die Blaue Karte EU, die ICT-Karte und die Mobiler-ICT-Karte angewandt, 
sofern durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. 
 
(2) Ein Aufenthaltstitel berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, sofern 
es nach diesem Gesetz bestimmt ist oder der Aufenthaltstitel die Ausübung 
der Erwerbstätigkeit ausdrücklich erlaubt. Jeder Aufenthaltstitel muss 
erkennen lassen, ob die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erlaubt ist. Einem 
Ausländer, der keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung 
besitzt, kann die Ausübung einer Beschäftigung nur erlaubt werden, wenn die 
Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung 
bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der 
Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit sind in den Aufenthaltstitel 
zu übernehmen. 
 
(3) Ausländer dürfen eine Erwerbstätigkeit nur ausüben, wenn der 
Aufenthaltstitel sie dazu berechtigt. Ausländer dürfen nur beschäftigt oder 
mit anderen entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt werden, 
wenn sie einen solchen Aufenthaltstitel besitzen. Dies gilt nicht für 
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Saisonbeschäftigungen, wenn der Ausländer eine Arbeitserlaubnis zum Zweck 
der Saisonbeschäftigung besitzt, oder für andere Erwerbstätigkeiten, wenn 
dem Ausländer auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines 
Gesetzes oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit gestattet ist, ohne 
dass er hierzu durch einen Aufenthaltstitel berechtigt sein muss. Wer im 
Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt oder mit nachhaltigen 
entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt, die der Ausländer auf 
Gewinnerzielung gerichtet ausübt, muss prüfen, ob die Voraussetzungen nach 
Satz 2 oder Satz 3 vorliegen. Wer im Bundesgebiet einen Ausländer 
beschäftigt, muss für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie des 
Aufenthaltstitels, der Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung 
oder der Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung oder über die 
Aussetzung der Abschiebung des Ausländers in elektronischer Form oder in 
Papierform aufbewahren. 

Saisonbeschäftigungen, wenn der Ausländer eine Arbeitserlaubnis zum Zweck 
der Saisonbeschäftigung besitzt, oder für andere Erwerbstätigkeiten, wenn 
dem Ausländer auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines 
Gesetzes oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit gestattet ist, ohne 
dass er hierzu durch einen Aufenthaltstitel berechtigt sein muss. Wer im 
Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt oder mit nachhaltigen 
entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt, die der Ausländer auf 
Gewinnerzielung gerichtet ausübt, muss prüfen, ob die Voraussetzungen nach 
Satz 2 oder Satz 3 vorliegen. Wer im Bundesgebiet einen Ausländer 
beschäftigt, muss für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie des 
Aufenthaltstitels, der Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung 
oder der Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung oder über die 
Aussetzung der Abschiebung des Ausländers in elektronischer Form oder in 
Papierform aufbewahren. 

§ 4 Erfordernis eines Aufenthaltstitels 
 
(2)  
Ein Aufenthaltstitel berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, sofern es 
nach diesem Gesetz bestimmt ist oder der Aufenthaltstitel die Ausübung der 
Erwerbstätigkeit ausdrücklich erlaubt. (…) 
 
 
§ 18  
(6) Die Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels nach Absatz 2, den 
§§ 17b, 18d, 19, 19a, 19b, 19d, 20 oder 20b, der auf Grund dieses Gesetzes, 
einer Rechtsverordnung oder einer zwischenstaatlichen Vereinbarung nicht 
der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit bedarf, kann versagt werden, 
wenn ein Sachverhalt vorliegt, der bei zustimmungspflichtigen 
Beschäftigungen zur Versagung der Zustimmung nach § 40 Absatz 2 Nummer 
3 oder Absatz 3 berechtigen würde. 
 
§ 4 
(2) (…) Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung einer 

§ 4a Zugang zu Erwerbstätigkeit 
 
(1) 
Ausländer, die einen Aufenthaltstitel besitzen, dürfen eine Erwerbstätigkeit 
ausüben, es sei denn, ein Gesetz bestimmt ein Verbot. Die Erwerbstätigkeit 
kann durch Gesetz beschränkt sein. Die Ausübung einer über die 
Beschränkung hinausgehenden Erwerbstätigkeit bedarf der Erlaubnis. 
 
(2) 
Sofern die Ausübung einer Beschäftigung gesetzlich verboten oder beschränkt 
ist, bedarf die Ausübung einer darüber hinausgehenden Beschäftigung der 
Erlaubnis; diese kann dem Vorbehalt der Zustimmung durch die 
Bundesagentur für Arbeit nach § 39 unterliegen. Die Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit kann beschränkt erteilt werden.  
Bedarf die Erlaubnis nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, gilt 
§ 40 Absatz 2 oder Absatz 3 für die Versagung der Erlaubnis entsprechend. 
 
(3) 
Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung einer 
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Erwerbstätigkeit erlaubt ist.  
Einem Ausländer, der keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der 
Beschäftigung besitzt, kann die Ausübung einer Beschäftigung nur erlaubt 
werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.  
Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch die Bundesagentur 
für Arbeit sind in den Aufenthaltstitel zu übernehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3)  
(…) 
Dies gilt nicht für Saisonbeschäftigungen,  
wenn der Ausländer eine Arbeitserlaubnis zum Zweck der 
Saisonbeschäftigung besitzt, oder für andere Erwerbstätigkeiten, wenn dem 
Ausländer auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines Gesetzes 
oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit gestattet ist, ohne dass er 
hierzu durch einen Aufenthaltstitel berechtigt sein muss.  
 
 
 
Ausländer dürfen eine Erwerbstätigkeit nur ausüben, wenn der 
Aufenthaltstitel sie dazu berechtigt. Ausländer dürfen nur beschäftigt oder 
mit anderen entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt werden, 
wenn sie einen solchen Aufenthaltstitel besitzen.  
 
(…) 

Erwerbstätigkeit erlaubt ist und ob sie Beschränkungen unterliegt.  
Einem Ausländer, der keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der 
Beschäftigung besitzt, kann die Ausübung einer Beschäftigung nur erlaubt 
werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.  
Zudem müssen Beschränkungen seitens der Bundesagentur für Arbeit für die 
Ausübung der Beschäftigung in den Aufenthaltstitel übernommen werden. 
Für die Änderung einer Beschränkung im Aufenthaltstitel ist eine Erlaubnis 
erforderlich. Wurde ein Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausübung einer 
bestimmten Beschäftigung erteilt, ist die Ausübung einer anderen 
Erwerbstätigkeit verboten, solange und soweit die zuständige Behörde die 
Ausübung der anderen Erwerbstätigkeit nicht erlaubt hat. Die Sätze 2 und 3 
gelten nicht, wenn sich der Arbeitgeber auf Grund eines Betriebsübergangs 
nach § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches ändert oder auf Grund eines 
Formwechsels eine andere Rechtsform erhält. 
 
(4) 
Ein Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf eine 
Saisonbeschäftigung ausüben, wenn er  eine Arbeitserlaubnis zum Zweck der 
Saisonbeschäftigung besitzt, sowie eine andere Erwerbstätigkeit ausüben, 
wenn er auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines Gesetzes 
oder einer Rechtsverordnung ohne Aufenthaltstitel hierzu berechtigt ist oder 
deren Ausübung ihm durch die zuständige Behörde erlaubt wurde. 
 
(5) 
Ein Ausländer darf nur beschäftigt oder mit anderen entgeltlichen Dienst- 
oder Werkleistungen beauftragt werden, wenn er einen Aufenthaltstitel 
besitzt und kein diesbezügliches Verbot oder Beschränkung besteht. 
Ein Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf nur unter den 
Voraussetzungen des Absatz 4 beschäftigt werden  
Wer im Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt, muss  
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Wer im Bundesgebiet einen Ausländer beschäftigt oder mit nachhaltigen 
entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt, die der Ausländer auf 
Gewinnerzielung gerichtet ausübt, muss prüfen, ob die Voraussetzungen nach 
Satz 2 oder Satz 3 vorliegen. Wer im Bundesgebiet einen Ausländer 
beschäftigt, muss für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie des 
Aufenthaltstitels, der Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung 
oder der Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung oder über die 
Aussetzung der Abschiebung des Ausländers in elektronischer Form oder in 
Papierform aufbewahren. 

1. prüfen, ob die Voraussetzungen nach Satz 1 oder Satz 2 vorliegen, 
2. für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie des Aufenthaltstitels, der 
Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung oder der Bescheinigung 
über die Aufenthaltsgestattung oder über die Aussetzung der Abschiebung 
des Ausländers in elektronischer Form oder in Papierform aufbewahren und 
3. der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von zwei Wochen mitteilen, 
wenn die Beschäftigung, für die der Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 4 
erteilt wurde, vorzeitig beendet wird. 
Satz 3 Nr. 1 gilt auch für denjenigen, der einen Ausländer mit nachhaltigen 
entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt, die der Ausländer auf 
Gewinnerzielung gerichtet ausübt. 

§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen 
 
(…) 
 
(2) 
Des Weiteren setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer ICT-Karte, 
einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU 
voraus, dass der Ausländer  
1. mit dem erforderlichen Visum eingereist ist und 
2. die für die Erteilung maßgeblichen Angaben bereits im Visumantrag 
gemacht hat. 

§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen 
 
(…) 
 
(2) 
Des Weiteren setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen 
Karte EU, einer ICT-Karte, einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt - EU voraus, dass der Ausländer  
1. mit dem erforderlichen Visum eingereist ist und 
2. die für die Erteilung maßgeblichen Angaben bereits im Visumantrag 
gemacht hat.  

§ 6 Visum 
(…) 
 

§ 6 Visum 
(…) 
(2a) Schengen-Visa berechtigen nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, es 
sei denn, sie wurden zum Zweck der Erwerbstätigkeit erteilt. 

§ 7 Aufenthaltserlaubnis 
 
(1) 
Die Aufenthaltserlaubnis ist ein befristeter Aufenthaltstitel. Sie wird zu den in 
den nachfolgenden Abschnitten genannten Aufenthaltszwecken erteilt. In 
begründeten Fällen kann eine Aufenthaltserlaubnis auch für einen von diesem 
Gesetz nicht vorgesehenen Aufenthaltszweck erteilt werden. 

§ 7 Aufenthaltserlaubnis 
 
(1) 
Die Aufenthaltserlaubnis ist ein befristeter Aufenthaltstitel. Sie wird zu den in 
den nachfolgenden Abschnitten genannten Aufenthaltszwecken erteilt. In 
begründeten Fällen kann eine Aufenthaltserlaubnis auch für einen von diesem 
Gesetz nicht vorgesehenen Aufenthaltszweck erteilt werden. Diese 
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Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a 
Absatz 2 Satz 3 erlaubt werden. 

§ 9 Niederlassungserlaubnis 
 
(1) 
Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. Sie 
berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit und kann nur in den durch 
dieses Gesetz ausdrücklich zugelassenen Fällen mit einer Nebenbestimmung 
versehen werden. § 47 bleibt unberührt. 

§ 9 Niederlassungserlaubnis 
 
(1) 
Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. Sie 
berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit und kann nur in den durch 
dieses Gesetz ausdrücklich zugelassenen Fällen mit einer Nebenbestimmung 
versehen werden. § 47 bleibt unberührt. 

§ 15 Zurückweisung 
(…) 
(2) Ein Ausländer kann an der Grenze zurückgewiesen werden, wenn 
(…) 
2a. er nur über ein Schengen-Visum verfügt oder für einen kurzfristigen 
Aufenthalt von der Visumspflicht befreit ist und beabsichtigt, entgegen § 4 
Abs. 3 Satz 1 eine Erwerbstätigkeit auszuüben oder 
3. er die Voraussetzungen für die Einreise in das Hoheitsgebiet der 
Vertragsparteien nach Artikel 5 des Schengener Grenzkodex nicht erfüllt. 

§ 15 Zurückweisung 
(…) 
(2) Ein Ausländer kann an der Grenze zurückgewiesen werden, wenn 
(…) 
2a. er nur über ein Schengen-Visum verfügt oder für einen kurzfristigen 
Aufenthalt von der Visumspflicht befreit ist und beabsichtigt, entgegen § 4a 
Abs. 1 und 2 eine Erwerbstätigkeit auszuüben oder 
3. er die Voraussetzungen für die Einreise in das Hoheitsgebiet der 
Vertragsparteien nach Artikel 6 des Schengener Grenzkodex nicht erfüllt. 

 § 16 Grundsatz des Aufenthalts zum Zweck der Ausbildung 
 
(1) 
Der Zugang von Ausländern zur Ausbildung richtet sich nach dem Bedarf des 
deutschen Arbeitsmarktes an Fachkräften und dient der Stärkung des 
Wissensstandortes Deutschland. Er erfolgt unter Berücksichtigung 
bestehender Ausbildungskapazitäten und wird so gestaltet, dass die 
Integration befördert wird und Interessen der öffentlichen Sicherheit 
beachtet werden. 
 
(2) 
Der Bildungsträger muss für die Dauer der Ausbildung nach diesem Abschnitt 
eine Kopie des Aufenthaltstitels des Ausländers in elektronischer Form oder in 
Papierform aufbewahren. Der Bildungsträger ist verpflichtet, der zuständigen 
Ausländerbehörde innerhalb von zwei Wochen mitzuteilen, wenn die 
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Ausbildung, für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet wird. 

§ 17 Sonstige Ausbildungszwecke 
 
(1)  
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betrieblichen 
Aus- und Weiterbildung erteilt werden,  
wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt 
ist, dass die Aus- und Weiterbildung ohne Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch 
die Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. 
§ 16 Absatz 4 Satz 1 und 3 gilt entsprechend.  
 
 
 
 
 
 
 
§ 16b 
(1) Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis (…) in Ausnahmefällen 
für den Schulbesuch erteilt werden. (…) 
 
 
 
 
 
§ 17 (2) / § 16b (2) 
Handelt es sich um eine qualifizierte Berufsausbildung, berechtigt die 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer von der Berufsausbildung 
unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche.  
 
§ 17 

§ 16a Berufsausbildung 
 
(1) 
Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betrieblichen Aus- und 
Weiterbildung kann erteilt werden,  
wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch die 
Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt 
ist, dass die Aus- und Weiterbildung ohne Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch 
die Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. 
§ 16 Absatz 4 Satz 1 und 3 gilt entsprechend. Während des Aufenthalts nach 
Satz 1 darf eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Aufenthaltszweck nur 
zum Zweck einer anderen qualifizierten Berufsausbildung, der Ausübung einer 
Beschäftigung als Fachkraft und in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt 
werden. Der Aufenthaltszweck der betrieblichen qualifizierten 
Berufsausbildung umfasst auch den Besuch eines berufsbezogenen 
Deutschsprachkurses nach der Deutschsprachförderverordnung. 
 
(2) 
Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Berufsausbildung, die vorwiegend in 
fachtheoretischer Form durchgeführt wird, darf nur erteilt werden, wenn sie 
nach bundes- oder landesrechtlichen Regelungen zu einem staatlichen 
Berufsabschluss führt und sich der Bildungsgang nicht überwiegend an 
Staatsangehörige eines Staates richtet. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung 
der obersten Landesbehörde. Absatz 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
 
(3) 
Handelt es sich um eine qualifizierte Berufsausbildung, berechtigt die 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer von der Berufsausbildung 
unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je Woche. 
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(3)  
Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann die 
Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche eines diesem Abschluss 
angemessenen Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmungen der §§ 18 
und 21 von Ausländern besetzt werden darf, verlängert werden. Die 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieses Zeitraums zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit. § 9 findet keine Anwendung. 

(3)  
Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann die 
Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche eines diesem Abschluss 
angemessenen Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmungen der §§ 18 
und 21 von Ausländern besetzt werden darf, verlängert werden. Die 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieses Zeitraums zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit. 3§ 9 findet keine Anwendung. 
-> siehe § 20 Abs. 6  
 
(4) 
Bevor die Aufenthaltserlaubnis aus Gründen, die der Ausländer nicht zu 
vertreten hat, zurückgenommen, widerrufen oder gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 
nachträglich verkürzt wird, ist dem Ausländer für die Dauer von bis zu sechs 
Monaten die Möglichkeit zu geben, einen anderen Ausbildungsplatz zu 
suchen. 

§ 16 Studium 
 
(1)  
Einem Ausländer wird zum Zweck des Vollzeitstudiums an einer staatlichen 
Hochschule, an einer staatlich anerkannten Hochschule oder an einer 
vergleichbaren Ausbildungseinrichtung eine Aufenthaltserlaubnis nach der 
Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 
Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur 
Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst, 
Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung 
einer Au-pair-Tätigkeit (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 21) erteilt, wenn der 
Ausländer von der Ausbildungseinrichtung zugelassen worden ist. 2Der 
Aufenthaltszweck des Studiums umfasst auch studienvorbereitende 
Maßnahmen und das Absolvieren eines Pflichtpraktikums. 
Studienvorbereitende Maßnahmen sind (…) 
 
Ein Nachweis hinreichender Kenntnisse der Ausbildungssprache wird verlangt, 

§ 16b Studium 
 
(1) 
Einem Ausländer wird zum Zweck des Vollzeitstudiums an einer staatlichen 
Hochschule, an einer staatlich anerkannten Hochschule oder an einer 
vergleichbaren Ausbildungseinrichtung eine Aufenthaltserlaubnis nach der 
Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Mai 2016 über die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von 
Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur 
Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst, 
Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung 
einer Au-pair-Tätigkeit (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 21) erteilt, wenn er von 
der Ausbildungseinrichtung zugelassen worden ist. Der Aufenthaltszweck des 
Studiums umfasst auch studienvorbereitende Maßnahmen und das 
Absolvieren eines Pflichtpraktikums. Studienvorbereitende Maßnahmen sind 
(…) 
 
Ein Nachweis über Kenntnisse der Ausbildungssprache entsprechend 
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wenn die Sprachkenntnisse weder bei der Zulassungsentscheidung geprüft 
worden sind noch durch die studienvorbereitende Maßnahme erworben 
werden sollen.  
 
 
 
(2)  
Die Geltungsdauer der Aufenthaltserlaubnis beträgt bei der Ersterteilung und 
bei der Verlängerung mindestens ein Jahr und soll zwei Jahre nicht 
überschreiten.  
Sie beträgt mindestens zwei Jahre, wenn der Ausländer an einem Unions- 
oder multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen teilnimmt oder 
wenn für ihn eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehr 
Hochschuleinrichtungen gilt. Dauert das Studium weniger als zwei Jahre, so 
wird die Aufenthaltserlaubnis nur für die Dauer des Studiums erteilt.  
Die Aufenthaltserlaubnis wird verlängert, wenn der Aufenthaltszweck noch 
nicht erreicht ist und in einem angemessenen Zeitraum noch erreicht werden 
kann. Zur Prüfung der Frage, ob der Aufenthaltszweck noch erreicht werden 
kann, kann die aufnehmende Ausbildungseinrichtung beteiligt werden.  
 
 
(3)  
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Beschäftigung, die 
insgesamt 120 Tage oder 240 halbe Tage im Jahr nicht überschreiten darf, 
sowie zur Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. Dies gilt nicht während 
des Aufenthalts zu studienvorbereitenden Maßnahmen im ersten Jahr des 
Aufenthalts, ausgenommen in der Ferienzeit.  
 
(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis darf zu einem anderen Aufenthaltszweck als dem in 
Absatz 1 genannten Aufenthaltszweck erteilt oder verlängert werden, wenn 
das Studium erfolgreich abgeschlossen wurde. Wenn das Studium ohne 
Abschluss beendet wurde, darf eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen 

mindestens dem Niveau B2 des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens für Sprachen wird verlangt, wenn die für den konkreten 
Studiengang erforderlichen Sprachkenntnisse weder bei der 
Zulassungsentscheidung geprüft worden sind noch durch die 
studienvorbereitende Maßnahme erworben werden sollen. 
 
(2) 
Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei Jahre oder bei kürzerer Studiendauer 
für die Dauer des Studiums erteilt.  
 
Sie beträgt mindestens zwei Jahre, wenn der Ausländer an einem Unions- 
oder multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen teilnimmt oder 
wenn für ihn eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehr 
Hochschuleinrichtungen gilt. Dauert das Studium weniger als zwei Jahre, so 
wird die Aufenthaltserlaubnis nur für die Dauer des Studiums erteilt.  
Die Aufenthaltserlaubnis wird verlängert, wenn der Aufenthaltszweck noch 
nicht erreicht ist und in einem angemessenen Zeitraum noch erreicht werden 
kann. Zur Beurteilung der Frage, ob der Aufenthaltszweck noch erreicht 
werden kann, kann die aufnehmende Ausbildungseinrichtung beteiligt 
werden. 
 
(3) 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Beschäftigung, die 
insgesamt 120 Tage oder 240 halbe Tage im Jahr nicht überschreiten darf, 
sowie zur Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. Dies gilt nicht während 
des Aufenthalts zu studienvorbereitenden Maßnahmen im ersten Jahr des 
Aufenthalts, ausgenommen in der Ferienzeit. 
 
(4) 
Während eines Aufenthalts nach Absatz 1 darf eine Aufenthaltserlaubnis für 
einen anderen Aufenthaltszweck nur zum Zweck einer qualifizierten 
Berufsausbildung, der Ausübung einer Beschäftigung als Fachkraft, der 
Ausübung einer Beschäftigung mit ausgeprägten berufspraktischen 
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als dem in Absatz 1 genannten Zweck erteilt oder verlängert werden, wenn 
die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für die in § 
16b Absatz 2 genannten Fälle oder nach § 17 vorliegen und die 
Berufsausbildung in einem Beruf erfolgt, für den die Bundesagentur für Arbeit 
die Feststellung nach § 39 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 getroffen hat, oder 
wenn ein gesetzlicher Anspruch besteht. Während des Studiums soll in der 
Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Aufenthaltszweck als dem 
in Absatz 1 genannten Aufenthaltszweck nur erteilt oder verlängert werden, 
sofern ein gesetzlicher Anspruch besteht.  
§ 9 findet keine Anwendung.  
 
(5)  
Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums wird die Aufenthaltserlaubnis bis 
zu 18 Monate zur Suche einer diesem Abschluss angemessenen 
Erwerbstätigkeit verlängert, sofern diese Erwerbstätigkeit nach den 
Bestimmungen der §§ 18, 19, 19a, 20 und 21 von einem Ausländer 
aufgenommen werden darf. 2Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während 
dieses Zeitraums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 3§ 9 findet keine 
Anwendung.  
 
(6)  
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn  
 
1.er von einer staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten 
Hochschule oder einer vergleichbaren Ausbildungseinrichtung  
 
a)zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung 
mit einer Bedingung verbunden ist, die nicht auf den Besuch einer 
studienvorbereitenden Maßnahme gerichtet ist, 
 
b)zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung 
mit der Bedingung des Besuchs eines Studienkollegs oder einer 
vergleichbaren Einrichtung verbunden ist, der Ausländer aber den Nachweis 

Kenntnissen und in Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 9 findet keine Anwendung. 
 
(5)  
Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums wird die Aufenthaltserlaubnis bis 
zu 18 Monate zur Suche einer diesem Abschluss angemessenen 
Erwerbstätigkeit verlängert, sofern diese Erwerbstätigkeit nach den 
Bestimmungen der §§ 18, 19, 19a, 20 und 21 von einem Ausländer 
aufgenommen werden darf. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während 
dieses Zeitraums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. § 9 findet keine 
Anwendung. 
 
 
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn  
 
1. er von einer staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten 
Hochschule oder einer vergleichbaren Ausbildungseinrichtung  
 
a) zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung 
mit einer Bedingung verbunden ist, die nicht auf den Besuch einer 
studienvorbereitenden Maßnahme gerichtet ist, 
 
b) zum Zweck des Vollzeitstudiums zugelassen worden ist und die Zulassung 
mit der Bedingung des Besuchs eines Studienkollegs oder einer 
vergleichbaren Einrichtung verbunden ist, der Ausländer aber den Nachweis 
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über die Annahme zu einem Studienkolleg oder einer vergleichbaren 
Einrichtung nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 nicht erbringen kann oder 
 
c)zum Zweck des Teilzeitstudiums zugelassen worden ist, 
 
2.er zur Teilnahme an einem studienvorbereitenden Sprachkurs angenommen 
worden ist, ohne dass eine Zulassung zum Zweck eines Studiums an einer 
staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten Hochschule oder einer 
vergleichbaren Ausbildungseinrichtung vorliegt, oder 
 
3. ihm die Zusage eines Betriebs für das Absolvieren eines 
studienvorbereitenden Praktikums vorliegt. 
 
In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 sind Absatz 1 Satz 2 bis 4 und die 
Absätze 2 bis 5 entsprechend anzuwenden. In den Fällen des Satzes 1 
Nummer 2 und 3 sind die Absätze 2, 4 und 5 entsprechend anzuwenden; die 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Beschäftigung nur in der Ferienzeit sowie 
zur Ausübung des Praktikums.  
 
(7)  
Einem Ausländer kann auch zum Zweck der Studienbewerbung eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 2Der Aufenthalt als Studienbewerber 
darf höchstens neun Monate betragen. 3Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt 
nicht zur Ausübung einer Beschäftigung und nicht zur Ausübung studentischer 
Nebentätigkeiten. 4Absatz 4 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden.  
 
(8)  
Bevor die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 6 aus Gründen, die 
in der Verantwortung der Ausbildungseinrichtung liegen und die der 
Ausländer nicht zu vertreten hat, zurückgenommen wird, widerrufen wird 
oder gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 nachträglich befristet wird, ist dem Ausländer 
die Möglichkeit zu gewähren, die Zulassung bei einer anderen 
Ausbildungseinrichtung zu beantragen.  

über die Annahme zu einem Studienkolleg oder einer vergleichbaren 
Einrichtung nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 nicht erbringen kann oder 
 
c) zum Zweck des Teilzeitstudiums zugelassen worden ist, 
 
2. er zur Teilnahme an einem studienvorbereitenden Sprachkurs 
angenommen worden ist, ohne dass eine Zulassung zum Zweck eines 
Studiums an einer staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten 
Hochschule oder einer vergleichbaren Ausbildungseinrichtung vorliegt, oder 
 
3. ihm die Zusage eines Betriebs für das Absolvieren eines 
studienvorbereitenden Praktikums vorliegt. 
 
In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 sind Absatz 1 Satz 2 bis 4 und die 
Absätze 2 bis 4 entsprechend anzuwenden. In den Fällen des Satzes 1 
Nummer 2 und 3 sind die Absätze 2 und 4 und 5 entsprechend anzuwenden; 
die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Beschäftigung nur in der Ferienzeit 
sowie zur Ausübung des Praktikums. 
 
(7) 
Einem Ausländer kann auch zum Zweck der Studienbewerbung eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Der Aufenthalt als Studienbewerber darf 
höchstens neun Monate betragen. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht 
zur Ausübung einer Beschäftigung und nicht zur Ausübung studentischer 
Nebentätigkeiten. Absatz 4 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. 
 
(6) 
Bevor die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 5 aus Gründen, die 
in der Verantwortung der Ausbildungseinrichtung liegen und die der 
Ausländer nicht zu vertreten hat, zurückgenommen wird, widerrufen wird 
oder gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 nachträglich verkürzt wird, ist dem Ausländer 
für bis zu neun Monate die Möglichkeit zu geben, die Zulassung bei einer 
anderen Ausbildungseinrichtung zu beantragen. 
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(9)  
Einem Ausländer, der in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
internationalen Schutz im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU genießt,  
kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums erteilt werden, 
wenn er  
 
1.in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ein Studium 
begonnen hat, 
 
2.von einer staatlichen Hochschule, einer staatlich anerkannten Hochschule 
oder einer vergleichbaren Ausbildungseinrichtung im Bundesgebiet zum 
Zweck des Studiums zugelassen worden ist und 
 
3.einen Teil seines Studiums an dieser Ausbildungseinrichtung durchführen 
möchte, und er  
 
a)im Rahmen seines Studienprogramms verpflichtet ist, einen Teil seines 
Studiums an einer Bildungseinrichtung eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union durchzuführen, 
 
b)an einem Austauschprogramm zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder an einem Austauschprogramm der Europäischen 
Union teilnimmt oder 
 
c)vor seinem Wechsel an die Ausbildungseinrichtung im Bundesgebiet das 
nach Nummer 1 begonnene Studium mindestens zwei Jahre in dem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union betrieben hat sowie der Aufenthalt 
zum Zweck des Studiums im Bundesgebiet 360 Tage nicht überschreiten wird. 
 
Ein Ausländer, der einen Aufenthaltstitel nach Satz 1 beantragt, hat der 
zuständigen Behörde Unterlagen zu seiner akademischen Vorbildung und zum 
beabsichtigten Studium in Deutschland vorzulegen, die die Fortführung des 

 
(7) 
Einem Ausländer, der in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
international Schutzberechtigter ist,  
kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums erteilt werden, 
wenn der Ausländer in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
seit mindestens zwei Jahren ein Studium betrieben hat und die 
Voraussetzungen des § 16c Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 5 vorliegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Ein Ausländer, der einen Aufenthaltstitel nach Satz 1 beantragt, hat der 
zuständigen Behörde Unterlagen zu seiner akademischen Vorbildung und zum 
beabsichtigten Studium in Deutschland vorzulegen, die die Fortführung des 
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bisherigen Studiums durch das Studium im Bundesgebiet belegen. Die 
Aufenthaltserlaubnis wird für die Dauer des Studienteils, der in Deutschland 
durchgeführt wird, erteilt. Absatz 3 gilt entsprechend. § 9 findet keine 
Anwendung.  
 
(10)  
Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die 
zur Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt 
zustimmen.  
 
(11)  
Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums oder der 
Studienbewerbung nach den Absätzen 1, 6 und 7 wird nicht erteilt, wenn eine 
der in § 20 Absatz 6 Nummer 1 bis 3 und 6 bis 8 genannten Voraussetzungen 
vorliegt. 

bisherigen Studiums durch das Studium im Bundesgebiet belegen. Die 
Aufenthaltserlaubnis wird für die Dauer des Studienteils, der in Deutschland 
durchgeführt wird, erteilt. Absatz 3 gilt entsprechend. § 9 findet keine 
Anwendung. 
 
(8) 
Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die 
zur Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt 
zustimmen. 
 
(8) 
Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Studiums oder der 
Studienbewerbung nach den Absätzen 1, und 5 und 7 wird nicht erteilt, wenn 
eine der in § 19f Absatz 1, 3 und 4 genannten Voraussetzungen vorliegt. 

§ 16 a Mobilität im Rahmen des Studiums 
 
Für einen Aufenthalt zum Zweck des Studiums, der 360 Tage nicht 
überschreitet, bedarf ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keines 
Aufenthaltstitels, wenn die aufnehmende Ausbildungseinrichtung im 
Bundesgebiet dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge  
 
mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seines Studiums im 
Bundesgebiet durchzuführen, und mit der Mitteilung vorlegt: 
(…) 
 
(3) Der Ausländer und die aufnehmende Ausbildungseinrichtung sind 
verpflichtet, der Ausländerbehörde Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen anzuzeigen. 

§ 16 c Mobilität im Rahmen des Studiums 
 
Für einen Aufenthalt zum Zweck des Studiums, der 360 Tage nicht 
überschreitet, bedarf ein Ausländer abweichend von § 4a Absatz 1 keines 
Aufenthaltstitels, wenn die aufnehmende Ausbildungseinrichtung im 
Bundesgebiet dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und der 
zuständigen Behörde des anderen Mitgliedsstaats  
mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seines Studiums im 
Bundesgebiet durchzuführen, und mit der Mitteilung vorlegt: 
(…) 
 
(3) Der Ausländer und die aufnehmende Ausbildungseinrichtung sind 
verpflichtet, der Ausländerbehörde Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen anzuzeigen. 
(…)  
 
(6) 
Nach Ablehnung gemäß § 19f Absatz 5 oder Ausstellung der Bescheinigung im 
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Sinne von Absatz 5 durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist die 
Ausländerbehörde gemäß § 71 Absatz 1 für weitere aufenthaltsrechtliche 
Maßnahmen und Entscheidungen zuständig. Der Ausländer und die 
aufnehmende Ausbildungseinrichtung sind verpflichtet, der 
Ausländerbehörde Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 genannten 
Voraussetzungen anzuzeigen. 

§ 16b Teilnahme an Sprachkursen und Schulbesuch 
 
(1)  
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an 
Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung dienen, zur Teilnahme an 
einem Schüleraustausch und in Ausnahmefällen für den Schulbesuch erteilt 
werden. Eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem Schüleraustausch 
kann auch erteilt werden, wenn kein unmittelbarer Austausch erfolgt. Sofern 
der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die zur 
Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt zustimmen.  
 
(2) 
Dient der Schulbesuch nach Absatz 1 Satz 1 einer qualifizierten 
Berufsausbildung, so berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer 
von dieser Ausbildung unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je 
Woche.  
 
(3)  
Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann die 
Aufenthaltserlaubnis bis zu zwölf Monate zur Suche eines diesem Abschluss 
angemessenen Arbeitsplatzes verlängert werden, sofern dieser Arbeitsplatz 
nach den Bestimmungen der §§ 18 und 21 von einem Ausländer besetzt 
werden darf. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieses Zeitraums 
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 3§ 9 findet keine Anwendung.  
 
(4)  
In den Fällen, in denen die Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 

§ 16b Teilnahme an Sprachkursen und Schulbesuch 
 
(1)  
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an 
Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung dienen, zur Teilnahme an 
einem Schüleraustausch und in Ausnahmefällen für den Schulbesuch erteilt 
werden. Eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem Schüleraustausch 
kann auch erteilt werden, wenn kein unmittelbarer Austausch erfolgt. Sofern 
der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die zur 
Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt zustimmen.  
 
(2) 
Dient der Schulbesuch nach Absatz 1 Satz 1 einer qualifizierten 
Berufsausbildung, so berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer 
von dieser Ausbildung unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je 
Woche.  
 
(3)  
Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann die 
Aufenthaltserlaubnis bis zu zwölf Monate zur Suche eines diesem Abschluss 
angemessenen Arbeitsplatzes verlängert werden, sofern dieser Arbeitsplatz 
nach den Bestimmungen der §§ 18 und 21 von einem Ausländer besetzt 
werden darf. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieses Zeitraums 
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 3§ 9 findet keine Anwendung.  
 
(4)  
In den Fällen, in denen die Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 
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Sprachkurs, der nicht der Studienvorbereitung dient, oder für den 
Schulbesuch erteilt wurde, gilt § 16 Absatz 4 Satz 1 und 3 entsprechend. In 
den Fällen, in denen die Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 
Schüleraustausch erteilt wurde, gilt § 16 Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 

Sprachkurs, der nicht der Studienvorbereitung dient, oder für den 
Schulbesuch erteilt wurde, gilt § 16 Absatz 4 Satz 1 und 3 entsprechend. In 
den Fällen, in denen die Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 
Schüleraustausch erteilt wurde, gilt § 16 Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 

§ 17a Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
 
(1)  
Einem Ausländer kann zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland 
erworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für die 
Durchführung einer Bildungsmaßnahme und einer sich daran anschließenden 
Prüfung für die Dauer von bis zu 18 Monaten erteilt werden, wenn von einer 
nach den Regelungen des Bundes oder der Länder für die berufliche 
Anerkennung zuständigen Stelle festgestellt wurde, dass 
Anpassungsmaßnahmen oder weitere Qualifikationen  
 
1.für die Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation mit einer 
inländischen Berufsqualifikation oder 
 
2.in einem im Inland reglementierten Beruf für die Erteilung der Befugnis zur 
Berufsausübung oder für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung 
 
erforderlich sind. Die Bildungsmaßnahme muss geeignet sein, dem Ausländer 
die Anerkennung der Berufsqualifikation oder den Berufszugang zu 
ermöglichen. Wird die Bildungsmaßnahme überwiegend betrieblich 
durchgeführt, setzt die Erteilung voraus, dass die Bundesagentur für Arbeit 
nach § 39 zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42 oder 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Teilnahme an der 
Bildungsmaßnahme ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig 
ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch die 
Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen.  
 
 

§ 16d Maßnahmen zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
 
(1) 
Einem Ausländer soll zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland 
erworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für die 
Durchführung einer Anpassungs- oder Ausgleichsmaßnahme  einschließlich 
einer sich daran anschließenden Prüfung erteilt werden, wenn von einer nach 
den Regelungen des Bundes oder der Länder für die berufliche Anerkennung 
zuständigen Stelle festgestellt wurde, dass Anpassungs- oder 
Ausgleichsmaßnahmen 
 
1.für die Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation mit einer 
inländischen Berufsqualifikation oder 
 
2.in einem im Inland reglementierten Beruf für die Erteilung der Befugnis zur 
Berufsausübung oder für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung 
 
erforderlich sind. Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis setzt voraus, dass 
 
1. der Ausländer über der Qualifizierungsmaßnahme entsprechende deutsche 
Sprachkenntnisse, in der Regel jedoch mindestens hinreichende deutsche 
Sprachkenntnisse, verfügt, 
  
2. die  Anpassungs- oder Ausgleichsmaßnahme geeignet ist, dem Ausländer 
die Anerkennung der Berufsqualifikation oder den Berufszugang zu 
ermöglichen, und 
 
3. bei einer überwiegend betrieblichen Anpassungs- oder 
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(2)  
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer von der 
Bildungsmaßnahme unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je 
Woche. 
 
(3)  
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer zeitlich nicht 
eingeschränkten Beschäftigung, deren Anforderungen in einem engen 
Zusammenhang mit den in der späteren Beschäftigung verlangten 
berufsfachlichen Kenntnissen stehen, wenn ein konkretes 
Arbeitsplatzangebot für eine spätere Beschäftigung in dem anzuerkennenden 
oder von der beantragten Befugnis zur Berufsausübung oder von der 
beantragten Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung erfassten Beruf 
vorliegt, dieser Arbeitsplatz nach den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 von 
Ausländern besetzt werden darf und die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 
zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42 oder 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Beschäftigung ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei 
der Erteilung der Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit sind in die 
Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. 
 
(4) Nach der Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation, der 
Erteilung der Befugnis zur Berufsausübung oder der Erteilung der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung kann die Aufenthaltserlaubnis bis zu 
einem Jahr zur Suche eines der anerkannten Berufsqualifikation 
entsprechenden Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmungen der §§ 18 

Ausgleichsmaßnahme, die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt 
hat oder durch die Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche 
Vereinbarung bestimmt ist, dass die Teilnahme an der Anpassungs- oder 
Ausgleichsmaßnahme ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
zulässig ist. 
Die Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu 18 Monate erteilt und um längstens 
sechs Monate bis zu einer Höchstaufenthaltsdauer von zwei Jahren 
verlängert.  
Sie berechtigt zur Ausübung einer von der Anpassungs- oder 
Ausgleichsmaßnahme unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden je 
Woche. 
 
(2) 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer zeitlich nicht 
eingeschränkten Beschäftigung, deren Anforderungen in einem engen 
Zusammenhang mit den in der späteren Beschäftigung verlangten 
berufsfachlichen Kenntnissen stehen, wenn ein konkretes 
Arbeitsplatzangebot für eine spätere Beschäftigung in dem anzuerkennenden 
oder von der beantragten Befugnis zur Berufsausübung oder von der 
beantragten Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung erfassten Beruf 
vorliegt, dieser Arbeitsplatz nach den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 von 
Ausländern besetzt werden darf und die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 
zugestimmt hat oder durch die Beschäftigungsverordnung oder 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Beschäftigung ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei 
der Erteilung der Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit sind in die 
Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. 
 
(4) Nach der Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation, der 
Erteilung der Befugnis zur Berufsausübung oder der Erteilung der Erlaubnis 
zum Führen der Berufsbezeichnung kann die Aufenthaltserlaubnis bis zu 
einem Jahr zur Suche eines der anerkannten Berufsqualifikation 
entsprechenden Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmungen der §§ 18 
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bis 20 von Ausländern besetzt werden darf, verlängert werden. Die 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieser Zeit zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. § 9 findet keine Anwendung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bis 20 von Ausländern besetzt werden darf, verlängert werden. Die 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt während dieser Zeit zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. § 9 findet keine Anwendung.  
-> siehe § 20 Abs. 6  
 
(3) 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer qualifizierten 
Beschäftigung, wenn  
 
1. zur Feststellung der Gleichwertigkeit der ausländischen Berufsqualifikation 
schwerpunktmäßig Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in der 
betrieblichen Praxis und theoretische Kenntnisse nicht in wesentlichem 
Umfang fehlen, 
 
2. ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt,  
 
3. sich der Arbeitgeber verpflichtet hat, den Ausgleich der von der 
zuständigen Stelle festgestellten Unterschiede innerhalb von zwei Jahren zu 
ermöglichen und 
 
4. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch die 
Beschäftigungsverordnung oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt 
ist, dass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
zulässig ist. 
 
(4) 
Einem Ausländer kann zum Zweck der Anerkennung seiner im Ausland 
erworbenen Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr erteilt 
und um jeweils ein Jahr bis zu einer Höchstaufenthaltsdauer von bis zu drei 
Jahren verlängert werden, wenn der Ausländer auf Grund einer Absprache 
der Bundesagentur für Arbeit mit der Arbeitsverwaltung des Herkunftslandes  
 
1. über das Verfahren, die Auswahl, die Vermittlung und die Durchführung 
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(5)  
Einem Ausländer  
 
 
kann zum Ablegen einer Prüfung zur Anerkennung seiner ausländischen 
Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn ein 
konkretes Arbeitsplatzangebot für eine spätere Beschäftigung in dem 
anzuerkennenden oder von der beantragten Befugnis zur Berufsausübung 
oder zum Führen der Berufsbezeichnung erfassten Beruf vorliegt, dieser 
Arbeitsplatz nach den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 von Ausländern besetzt 
werden darf und die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder 
durch Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung 

des Verfahrens zur Anerkennung und, soweit erforderlich, zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit der ausländischen Berufsqualifikation bei Pflege- und 
Gesundheitsberufen oder 
 
2. über das Verfahren, die Auswahl, die Vermittlung und die Durchführung 
des Verfahrens zur Anerkennung oder Feststellung der Gleichwertigkeit der 
ausländischen Berufsqualifikation für sonstige ausgewählte 
Berufsqualifikationen unter Berücksichtigung der Angemessenheit der 
Ausbildungsstrukturen des Herkunftslandes  
 
in eine Beschäftigung vermittelt worden ist und die Bundesagentur für Arbeit 
nach § 39 zugestimmt hat oder durch die Beschäftigungsverordnung oder 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig 
ist.  Voraussetzung ist zudem, dass der Ausländer über der 
Qualifizierungsmaßnahme entsprechende deutsche Sprachkenntnisse, in der 
Regel jedoch mindestens hinreichende deutsche Sprachkenntnisse, verfügt. 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer von der Anpassungs- 
oder Ausgleichmaßnahme unabhängigen Beschäftigung bis zu zehn Stunden 
je Woche.] 
 
(5) 
Einem Ausländer, der über der Prüfung entsprechende deutsche 
Sprachkenntnisse, in der Regel jedoch mindestens hinreichende deutsche 
Sprachkenntnisse, verfügt, 
kann zum Ablegen einer Prüfung zur Anerkennung seiner ausländischen 
Berufsqualifikation eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn ein 
konkretes Arbeitsplatzangebot für eine spätere Beschäftigung in dem 
anzuerkennenden oder von der beantragten Befugnis zur Berufsausübung 
oder zum Führen der Berufsbezeichnung erfassten Beruf vorliegt, dieser 
Arbeitsplatz nach den Bestimmungen der §§ 18 bis 20 von Ausländern besetzt 
werden darf und die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder 
durch Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung 
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bestimmt ist, dass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch 
die Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. 
Die Absätze 2 bis 4 finden keine Anwendung. 

bestimmt ist,  
dass die Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
zulässig ist. Beschränkungen bei der Erteilung der Zustimmung durch die 
Bundesagentur für Arbeit sind in die Aufenthaltserlaubnis zu übernehmen. 
Absatz 1 Satz 4 findet keine Anwendung. 
 
(6) 
Nach zeitlichem Ablauf des Höchstzeitraumes der Aufenthaltserlaubnis nach 
Absatz 1 bis 4 darf eine Aufenthaltserlaubnis für einen anderen 
Aufenthaltszweck nur nach den §§ 16a, 16b, 18a, 18b oder 19c erteilt werden. 
§ 20 Absatz 3 Nummer 4 bleibt unberührt. 

§ 17b Studienbezogenes Praktikum 
(…) 
(3) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen 
die zur Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt 
zustimmen. 
 
(4) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck eines 
Praktikums nach der Richtlinie (EU) 2016/801 nicht erteilt, wenn eine der in § 
20 Absatz 6 Nummer 1 bis 3 und 6 bis 8 genannten Voraussetzungen vorliegt. 

§ 16e Studienbezogenes Praktikum 
(…) 
(3) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen 
die zur Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt 
zustimmen. 
 
(3) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck eines 
Praktikums nach der Richtlinie (EU) 2016/801 nicht erteilt, wenn eine der in § 
19f Absatz 1, 3 und 4 genannten Voraussetzungen vorliegt. 

§ 16b Teilnahme an Sprachkursen und Schulbesuch 
 
(1)  
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an 
Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung dienen, zur Teilnahme an 
einem Schüleraustausch und in Ausnahmefällen für den Schulbesuch erteilt 
werden. Eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem Schüleraustausch 
kann auch erteilt werden, wenn kein unmittelbarer Austausch erfolgt. Sofern 
der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die zur 
Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt zustimmen. 
 
 
 

§ 16f Sprachkurse und Schulbesuch 
 
(1) 
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an 
Sprachkursen, die nicht der Studienvorbereitung dienen oder zur Teilnahme 
an einem Schüleraustausch und in Ausnahmefällen für den Schulbesuch 
erteilt werden. Eine Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 
Schüleraustausch kann auch erteilt werden, wenn kein unmittelbarer 
Austausch erfolgt. Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, müssen die zur Personensorge berechtigten Personen dem 
geplanten Aufenthalt zustimmen. 
 
(2) 
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(4) 
In den Fällen, in denen die Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 
Sprachkurs, der nicht der Studienvorbereitung dient, oder für den 
Schulbesuch erteilt wurde, gilt § 16 Absatz 4 Satz 1 und 3 entsprechend. In 
den Fällen, in denen die Aufenthaltserlaubnis zur Teilnahme an einem 
Schüleraustausch erteilt wurde, gilt § 16 Absatz 4 Satz 3 entsprechend. 
 

Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Schulbesuchs 
in der Regel ab der neunten Klassenstufe erteilt werden, wenn in der 
Schulklasse eine Zusammensetzung aus Schülern verschiedener 
Staatsangehörigkeiten gewährleistet ist und es sich handelt 
 
1. um eine öffentliche oder staatlich anerkannte Schule mit internationaler 
Ausrichtung oder 
 
2. um eine Schule, die nicht oder nicht überwiegend aus öffentlichen Mitteln 
finanziert wird, und die Schüler auf internationale Abschlüsse, Abschlüsse 
anderer Staaten oder staatlich anerkannte Abschlüsse vorbereitet. 
 
(3) 
Während eines Aufenthalts zur Teilnahme an einem Sprachkurs, der nicht der 
Studienvorbereitung dient, oder eines Aufenthalts zu anderen Zwecken nach 
Absatz 1 und 2 darf eine Aufenthaltserlaubnis für einen anderen Zweck nur in 
den Fällen eines gesetzlichen Anspruchs erteilt werden. § 9 findet keine 
Anwendung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 17 Suche eines Studien- oder Ausbildungsplatzes 
 
(1) 
Einem Ausländer kann zum Zweck der Suche nach einem Ausbildungsplatz zur 
Durchführung einer qualifizierten Berufsausbildung eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden, wenn 
1. er das 25 . Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
 
2. der Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gesichert 
ist, 
 
3. er über einen Abschluss einer deutschen Schule im Ausland oder über 
einen ausländischem Schulabschluss verfügt, der einem deutschen Abschluss 
gleichgestellt ist;  
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§ 16 Studium 
(7) Einem Ausländer kann auch zum Zweck der Studienbewerbung eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.  
§ 20c 
(2) Der Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 16 (…) 
kann abgelehnt werden, wenn (…) 
5. Beweise oder konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer 
den Aufenthalt zu anderen Zwecken nutzen wird als zu jenen, für die er die 
Erteilung der Aufenthaltserlaubnis beantragt. 
 
§ 16 
(7) (…)Der Aufenthalt als Studienbewerber darf höchstens neun Monate 
betragen.  
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Beschäftigung 
und nicht zur Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. Absatz 4 Satz 3 ist 
entsprechend anzuwenden. 

 
4. über gute deutsche Sprachkenntnisse verfügt;  
 
5. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer den Aufenthalt zu 
anderen Zwecken als dem der Suche nach einem Ausbildungsplatz nutzen 
wird. 
 
Die Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu sechs Monate erteilt. 
 
(2) 
Einem Ausländer kann zum Zweck der Studienbewerbung eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn  
1. er über die schulischen und sprachlichen Voraussetzungen zur Aufnahme 
eines Studiums verfügt, 
2. der Lebensunterhalt ohne Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gesichert 
ist und  
3. keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer den Aufenthalt zu 
anderen Zwecken als dem der Studienbewerbung nutzen wird.  
Die Aufenthaltserlaubnis wird für bis zu neun Monate erteilt.  
 
 
(3) 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit und nicht zur 
Ausübung studentischer Nebentätigkeiten. Während des Aufenthalts nach 
Absatz 1 soll in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen 
Aufenthaltszweck nur nach §§ 18a oder 18b oder, sofern ein gesetzlicher 
Anspruch besteht, erteilt werden. Während des Aufenthalts nach Absatz 2 soll 
in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zu einem anderen Aufenthaltszweck 
nur nach §§ 16a, 16b, 18a oder 18b oder sofern ein gesetzlicher Anspruch 
besteht erteilt werden. Eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 2 wird nicht 
erteilt, wenn einer der in § 19f Absatz 1 und 3 genannten Ablehnungsgründe 
vorliegt. 

§ 18 Beschäftigung § 18 Grundsatz der Fachkräfteeinwanderung; allgemeine Bestimmungen 
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(1) 
Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an den 
Erfordernissen des Wirtschaftsstandortes Deutschland unter Berücksichtigung 
der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt und dem Erfordernis, die 
Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Internationale Verträge bleiben 
unberührt. 
 
(…) 
 
Übrige Absätze in §§ 18a ff. verschoben 
 
§ 18 Beschäftigung 
(5)  
Ein Aufenthaltstitel nach Absatz 2, § 19, § 19a, § 19b oder § 19d darf nur 
erteilt werden,  
 
wenn ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt und  
 
 
 
 
 
 
 
eine Berufsausübungserlaubnis, soweit diese vorgeschrieben ist, erteilt wurde 
oder ihre Erteilung zugesagt ist. 
 
 
 
 
 

 
(1) 
Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an den 
Erfordernissen des Wirtschaftsstandortes Deutschland unter Berücksichtigung 
der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt und dem Erfordernis, die 
Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Internationale Verträge bleiben 
unberührt. Die besonderen Möglichkeiten für ausländische Fachkräfte dienen 
der Sicherung der Fachkräftebasis und der Stärkung der sozialen 
Sicherungssysteme. Sie sind ausgerichtet auf die nachhaltige Integration von 
Fachkräften in den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft unter Beachtung der 
öffentlichen Sicherheit. 
 
(2) 
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung nach 
diesem Abschnitt setzt voraus, dass 
 
1. ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt, 
 
2. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat; dies gilt nicht, 
wenn durch Gesetz, zwischenstaatliche Vereinbarung oder durch die 
Beschäftigungsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung 
ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist; in diesem Fall 
kann die Erteilung des Aufenthaltstitels versagt werden, wenn einer der 
Tatbestände des § 40 Absatz 2 oder 3 vorliegt, 
 
3. eine Berufsausübungserlaubnis erteilt oder zugesagt wurde, soweit diese 
erforderlich ist, und 
 
4. die Feststellung der Gleichwertigkeit der Qualifikation oder ein anerkannter 
oder ein einem inländischen Hochschulabschluss vergleichbarer 
Hochschulabschluss vorliegt, soweit dies erforderlich ist. 
 
(3) 
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§ 19a 
(3) Die Blaue Karte EU wird bei erstmaliger Erteilung auf höchstens vier Jahre 
befristet. Beträgt die Dauer des Arbeitsvertrags weniger als vier Jahre, wird 
die Blaue Karte EU für die Dauer des Arbeitsvertrages zuzüglich dreier Monate 
ausgestellt oder verlängert. 
 

Fachkräfte können sowohl einen Aufenthaltstitel zur Ausübung einer 
Beschäftigung als auch eine Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche 
erhalten. 
 
(4) 
Fachkraft im Sinne dieses Gesetzes ist ein Ausländer, der 
 
1. eine inländische oder qualifizierte Berufsausbildung oder eine mit einer 
inländischen qualifizierten Berufsausbildung gleichwertige ausländische 
Berufsqualifikation besitzt (Fachkraft mit Berufsausbildung), oder 
 
2. einen deutschen, einen anerkannten ausländischen oder einen einem 
deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren ausländischen 
Hochschulabschluss besitzt (Fachkraft mit akademischer Ausbildung).  
 
(5) 
Aufenthaltstitel für Fachkräfte gemäß den §§ 18a und 18b Absatz 1 und 2 
werden für die Dauer von vier Jahren erteilt, wenn das Arbeitsverhältnis oder 
die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit nicht auf einen kürzeren 
Zeitraum befristet ist. Die Blaue Karte EU wird für die Dauer des 
Arbeitsvertrages zuzüglich dreier Monate ausgestellt oder verlängert, wenn 
die Dauer des Arbeitsvertrages weniger als vier Jahre beträgt. 
 

§ 18 
(…) 
(4) Ein Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung nach Absatz 2, die 
eine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, darf nur für eine 
Beschäftigung in einer Berufsgruppe erteilt werden, die durch 
Rechtsverordnung nach § 42 zugelassen worden ist. 

§ 18a Fachkräfte mit Berufsausbildung 
 
Einer Fachkraft mit Berufsausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis zur 
Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung erteilt werden, wenn die 
erworbene Qualifikation sie zur Ausübung der Beschäftigung befähigt. 

§ 18 
(…) 
(4) Ein Aufenthaltstitel zur Ausübung einer Beschäftigung nach Absatz 2, die 
eine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, darf nur für eine 

§ 18b Fachkräfte mit akademischer Ausbildung 
 
(1) 
Einer Fachkraft mit akademischer Ausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis 
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Beschäftigung in einer Berufsgruppe erteilt werden, die durch 
Rechtsverordnung nach § 42 zugelassen worden ist. 
 
§ 19a Blaue Karte EU (iVm § 2 BeschV) 
(1)  
Einem Ausländer wird eine Blaue Karte EU nach der Richtlinie 2009/50/EG des 
Rates vom 25. Mai 2009 über die Bedingungen für die Einreise und den 
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer hochqualifizierten 
Beschäftigung (ABl. L 155 vom 18.6.2009, S. 17) zum Zweck einer seiner 
Qualifikation angemessenen Beschäftigung erteilt, wenn  
 
1. 
er a) 
einen deutschen, einen anerkannten ausländischen oder einen einem 
deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren ausländischen 
Hochschulabschluss besitzt oder 
 
b) 
soweit durch Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmt, eine durch eine 
mindestens fünfjährige Berufserfahrung nachgewiesene vergleichbare 
Qualifikation besitzt, 
 
2. 
die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung nach § 42 oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt 
ist, dass die Blaue Karte EU ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
nach § 39 erteilt werden kann, und 
 
3. 
er ein Gehalt erhält, das mindestens dem Betrag entspricht, der durch 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmt ist. 
 

zur Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung in den Berufen erteilt 
werden, zu der sie ihre Qualifikation befähigt  
 
 
(2) 
Einer Fachkraft mit akademischer Ausbildung wird ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit eine Blaue Karte EU zum Zweck einer seiner 
Qualifikation angemessenen Beschäftigung erteilt, wenn sie ein Gehalt in 
Höhe von mindestens zwei Dritteln der jährlichen Bemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung erhält und keiner der in § 19f Absatz 1 und 2 
geregelten Ablehnungsgründe vorliegt. Fachkräften mit akademischer 
Ausbildung, die einen Beruf ausüben, der zu den Gruppen 21, 221 oder 25 
nach der Empfehlung der Kommission vom 29. Oktober 2009 über die 
Verwendung der Internationalen Standardklassifikation der Berufe (ABl. L 292 
vom 10.11.2009, S. 31) gehört, kann die Blaue Karte EU abweichend von Satz 
1 mit Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt werden, wenn die 
Höhe des Gehalts mindestens 52 Prozent der jährlichen 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung beträgt. 
Das Bundesministerium des Innern gibt die Mindestgehälter für jedes 
Kalenderjahr jeweils bis zum 31. Dezember des Vorjahres im Bundesanzeiger 
bekannt. Abweichend von § 4a Absatz 3 Satz 3 ist bei einem 
Arbeitsplatzwechsel eines Inhabers einer Blauen Karte EU nur in den ersten 
zwei Jahren der Beschäftigung die Erlaubnis durch die Ausländerbehörde 
erforderlich; sie wird erteilt, wenn die Voraussetzungen der Erteilung einer 
Blauen Karte EU vorliegen. 
 
 
 
 
 
 
 

§ 18b Niederlassungserlaubnis für Absolventen deutscher Hochschulen § 18c Niederlassungserlaubnis für Fachkräfte 



Stand: 26. November 2018 

26 
 

 
Einem Ausländer, der sein Studium an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschule oder vergleichbaren Ausbildungseinrichtung im 
Bundesgebiet erfolgreich abgeschlossen hat, wird eine 
Niederlassungserlaubnis erteilt, wenn  
 
1.er seit zwei Jahren einen Aufenthaltstitel nach den §§ 18, 18a, 19a oder § 21 
besitzt, 
 
2.er einen seinem Abschluss angemessenen Arbeitsplatz innehat, 
 
3.er mindestens 24 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder Aufwendungen für einen 
Anspruch auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens nachweist 
und 
 
4. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 4 bis 9 
vorliegen; § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 19a Blaue Karte EU 
(6) Dem Inhaber einer Blauen Karte EU ist eine Niederlassungserlaubnis zu 
erteilen, wenn er mindestens 33 Monate eine Beschäftigung nach Absatz 1 
ausgeübt hat und für diesen Zeitraum Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder Aufwendungen für 
einen Anspruch auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens nachweist 

 
(1) 
Einer Fachkraft ist ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit eine 
Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn 
 
 
1. sie seit vier Jahren im Besitz eines Aufenthaltstitels nach § 18a, § 18b oder 
§ 18d ist, 
 
2. einen Arbeitsplatz innehat, der nach den Voraussetzungen der § 18a, 18b 
oder § 18d von ihr besetzt werden darf 
 
3. sie mindestens 48 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder Aufwendungen für einen 
Anspruch auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens nachweist, 
 
4. sie über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt und  
 
5. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 4 bis 6, 8 und 9 
vorliegen; § 9 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
Die Frist nach Satz 1 Nummer 1 verkürzt sich auf zwei Jahre und die Frist nach 
Satz 1 Nummer 3 verkürzt sich auf 24 Monate, wenn die Fachkraft eine 
inländische Berufsausbildung oder ein inländisches Studium erfolgreich 
abgeschlossen hat. 
 
(2) 
Abweichend von Absatz 1 ist dem Inhaber einer Blauen Karte EU eine 
Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn er mindestens 33 Monate eine 
Beschäftigung nach § 18b Absatz 2 ausgeübt hat und für diesen Zeitraum 
Pflichtbeiträge oder frei-willige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
geleistet hat oder Aufwendungen für einen Anspruch auf vergleichbare 
Leistungen einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung oder eines 
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und die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 4 bis 6, 8 und 9 
vorliegen und er über einfache Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt 
vorliegen. § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6 gilt entsprechend. Die Frist nach Satz 1 
verkürzt sich auf 21 Monate, wenn der Ausländer über ausreichende 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. 
 
§ 19 Niederlassungserlaubnis für Hochqualifizierte 
(1)  
Einem hoch qualifizierten Ausländer kann in besonderen Fällen eine 
Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit 
nach § 39 zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42 oder 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die 
Niederlassungserlaubnis ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
nach § 39 erteilt werden kann und die  
 
Annahme gerechtfertigt ist, dass die Integration in die Lebensverhältnisse der 
Bundesrepublik Deutschland und die Sicherung des Lebensunterhalts ohne 
staatliche Hilfe gewährleistet sind.  
 
Die Landesregierung kann bestimmen, dass die Erteilung der 
Niederlassungserlaubnis nach Satz 1 der Zustimmung der obersten 
Landesbehörde oder einer von ihr bestimmten Stelle bedarf. 
(2)  
Hoch qualifiziert nach Absatz 1 sind insbesondere  
 
1. Wissenschaftler mit besonderen fachlichen Kenntnissen oder 
2. Lehrpersonen in herausgehobener Funktion oder wissenschaftliche 
Mitarbeiter in herausgehobener Funktion. 
 

Versicherungsunternehmens nachweist und die Voraussetzungen des § 9 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 4 bis 6, 8 und 9 vorliegen und er über einfache 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. § 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6 gilt 
entsprechend. Die Frist nach Satz 1 verkürzt sich auf 21 Monate, wenn der 
Ausländer über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. 
 
 
(3) 
Einer besonders hoch qualifizierten Fachkraft mit akademischer Ausbildung 
kann ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit in besonderen Fällen 
eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn die Bundesagentur für 
Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42 
oder zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die 
Niederlassungserlaubnis ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
nach § 39 erteilt werden kann und die 
Annahme gerechtfertigt ist, dass die Integration in die Lebensverhältnisse der 
Bundesrepublik Deutschland und die Sicherung des Lebensunterhalts ohne 
staatliche Hilfe gewährleistet sind sowie die Voraussetzung des § 9 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 vorliegt.  
Die Landesregierung kann bestimmen, dass die Erteilung der 
Niederlassungserlaubnis nach Satz 1 der Zustimmung der obersten 
Landesbehörde oder einer von ihr bestimmten Stelle bedarf.  
 
Besonders hoch qualifiziert nach Absatz 1 sind bei mehrjähriger 
Berufserfahrung insbesondere 
1. Wissenschaftler mit besonderen fachlichen Kenntnissen oder 
2. Lehrpersonen in herausgehobener Funktion oder wissenschaftliche 
Mitarbeiter in herausgehobener Funktion. 

§ 20 Forschung 
 
(1) 
Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis nach der Richtlinie (EU) 

§ 18d Forschung 
 
(1) 
Einem Ausländer wird ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit eine 
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2016/801 zum Zweck der Forschung erteilt, wenn  
(…) 
 
 
(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis wird für mindestens ein Jahr erteilt. Nimmt der 
Ausländer an einem Unions- oder multilateralen Programm mit 
Mobilitätsmaßnahmen teil, so wird die Aufenthaltserlaubnis für mindestens 
zwei Jahre erteilt. Wenn das Forschungsvorhaben in einem kürzeren Zeitraum 
durchgeführt wird, wird die Aufenthaltserlaubnis abweichend von den Sätzen 
1 und 2 auf die Dauer des Forschungsvorhabens befristet; die Frist beträgt in 
den Fällen des Satzes 2 mindestens ein Jahr. 
(…) 
 
(6)  
Absatz 1 gilt nicht für Ausländer,  
 
1.die sich in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten, weil sie 
einen Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder auf 
Gewährung subsidiären Schutzes im Sinne der Richtlinie 2004/83/EG oder auf 
Zuerkennung internationalen Schutzes im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU 
gestellt haben, oder die in einem Mitgliedstaat internationalen Schutz im 
Sinne der Richtlinie 2011/95/EU genießen, 
 
2.die sich im Rahmen einer Regelung zum vorübergehenden Schutz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten, 
 
3.deren Abschiebung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aus 
tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ausgesetzt wurde, 
 
4.deren Forschungstätigkeit Bestandteil eines Promotionsstudiums ist, 
 
5.die von einer Forschungseinrichtung in einem anderen Mitgliedstaat der 

Aufenthaltserlaubnis nach der Richtlinie (EU) 2016/801 zum Zweck der 
Forschung erteilt, wenn  
(…) 
 
(4) 
Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei Jahre oder bei kürzerer Dauer des 
Forschungsvorhabens für die Dauer des Forschungsvorhabens erteilt. 
 
 
 
 
 
(…) 
 
(6)  
Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Forschung nach Absatz 1 wird nicht 
erteilt, wenn einer der in § 19f Absatz 1, 3 und 4 genannten 
Ablehnungsgründe vorliegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Stand: 26. November 2018 

29 
 

Europäischen Union an eine deutsche Forschungseinrichtung als 
Arbeitnehmer entsandt werden, 
 
6.die eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU oder einen Aufenthaltstitel, 
der durch einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union auf der 
Grundlage der Richtlinie 2003/109/EG erteilt wurde, besitzen, 
 
7.die auf Grund von Übereinkommen zwischen der Europäischen Union und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und Drittstaaten andererseits ein Recht auf 
freien Personenverkehr genießen, das dem der Unionsbürger gleichwertig ist, 
oder 
 
8.die eine Blaue Karte EU nach § 19a oder einen Aufenthaltstitel, der durch 
einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union auf Grundlage der 
Richtlinie 2009/50/EG erteilt wurde, besitzen. 
 
(7)  
Nach Abschluss der Forschungstätigkeit wird die Aufenthaltserlaubnis um bis 
zu neun Monate zur Suche einer der Qualifikation des Forschers 
entsprechenden Erwerbstätigkeit verlängert, sofern der Abschluss von der 
aufnehmenden Einrichtung bestätigt wurde und diese Erwerbstätigkeit nach 
den Bestimmungen der §§ 18, 19, 19a, 20 und 21 von einem Ausländer 
aufgenommen werden darf. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während 
dieses Zeitraums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 
(…) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(7)  
Nach Abschluss der Forschungstätigkeit wird die Aufenthaltserlaubnis um bis 
zu neun Monate zur Suche einer der Qualifikation des Forschers 
entsprechenden Erwerbstätigkeit verlängert, sofern der Abschluss von der 
aufnehmenden Einrichtung bestätigt wurde und diese Erwerbstätigkeit nach 
den Bestimmungen der §§ 18, 19, 19a, 20 und 21 von einem Ausländer 
aufgenommen werden darf. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt während 
dieses Zeitraums zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

(…) 
§ 20a Kurzfristige Mobilität für Forscher 
 
(1) 
Für einen Aufenthalt zum Zweck der Forschung, der eine Dauer von 180 
Tagen innerhalb eines Zeitraums von 360 Tagen nicht überschreitet, bedarf 
ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keines Aufenthaltstitels, wenn die 
aufnehmende Forschungseinrichtung im Bundesgebiet dem Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge  

§ 18e Kurzfristige Mobilität für Forscher 
 
(1) 
Für einen Aufenthalt zum Zweck der Forschung, der eine Dauer von 180 
Tagen innerhalb eines Zeitraums von 360 Tagen nicht überschreitet, bedarf 
ein Ausländer abweichend von § 4a Absatz 1 keines Aufenthaltstitels, wenn 
die aufnehmende Forschungseinrichtung im Bundesgebiet dem Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge und der zuständigen Behörde des anderen 
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mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seiner 
Forschungstätigkeit im Bundesgebiet durchzuführen, und mit der Mitteilung 
vorlegt (…) 
 
(4)  
Der Ausländer und die aufnehmende Forschungseinrichtung sind verpflichtet, 
der zuständigen Ausländerbehörde Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen anzuzeigen. 

Mitgliedstaats  
mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seiner 
Forschungstätigkeit im Bundesgebiet durchzuführen, und mit der Mitteilung 
vorlegt (…) 
 
(4)  
Der Ausländer und die aufnehmende Forschungseinrichtung sind verpflichtet, 
der zuständigen Ausländerbehörde Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen anzuzeigen. 
 
(…) 
 
(6) 
Nach Ablehnung gemäß § 19f Absatz 5 oder Ausstellung der Bescheinigung im 
Sinne von Absatz 5 durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist die 
Ausländerbehörde gemäß § 71 Absatz 1 für weitere aufenthaltsrechtliche 
Maßnahmen und Entscheidungen zuständig. Der Ausländer und die 
aufnehmende Ausbildungseinrichtung sind verpflichtet, der 
Ausländerbehörde Änderungen in Bezug auf die in Absatz 1 genannten 
Voraussetzungen anzuzeigen. 

§ 20b AE für mobile Forscher 
(…) 
(6) 
Der Antrag wird abgelehnt, wenn er parallel zu einer Mitteilung nach § 20a 
Absatz 1 Satz 1 gestellt wurde. 
 
(…) 

§ 18f AE für mobile Forscher 
(…) 
(6) 
Der Antrag wird abgelehnt, wenn er parallel zu einer Mitteilung nach § 20a 
Absatz 1 Satz 1 gestellt wurde oder einer der in § 19f Absatz 4 genannten 
Ablehnungsgründe vorliegt. 
(…) 

§ 19b ICT-Karte für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer 
 
(1)  
Eine ICT-Karte ist ein Aufenthaltstitel nach der Richtlinie 2014/66/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die 
Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen 

§ 19 ICT-Karte für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer 
 
(1)  
Eine ICT-Karte ist ein Aufenthaltstitel nach der Richtlinie 2014/66/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die 
Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen 
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im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers (ABl. L 157 vom 27.5.2014, 
S. 1) zum Zweck eines unternehmensinternen Transfers eines Ausländers. Ein 
unternehmensinterner Transfer ist die vorübergehende Abordnung eines 
Ausländers (…) 
 
(2)  
Einem Ausländer wird die ICT-Karte erteilt, wenn  
 
1.er in der aufnehmenden Niederlassung als Führungskraft oder Spezialist 
tätig wird, 
 
2.er dem Unternehmen oder der Unternehmensgruppe unmittelbar vor 
Beginn des unternehmensinternen Transfers seit mindestens sechs Monaten 
und für die Zeit des Transfers ununterbrochen angehört, 
 
3.der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert, 
 
4.die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat, oder durch 
Rechtsverordnung nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 oder durch 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die ICT-Karte ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt werden kann, 
 
(…) 
 
(3)  
Die ICT-Karte wird einem Ausländer auch erteilt, wenn  
1. er als Trainee im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers tätig wird 
und 
 
2. die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 5 genannten Voraussetzungen 
vorliegen. 
(…) 

im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers (ABl. L 157 vom 27.5.2014, 
S. 1) zum Zweck eines unternehmensinternen Transfers eines Ausländers. Ein 
unternehmensinterner Transfer ist die vorübergehende Abordnung eines 
Ausländers (…) 
 
(2)  
Einem Ausländer wird die ICT-Karte erteilt, wenn  
 
1.er in der aufnehmenden Niederlassung als Führungskraft oder Spezialist 
tätig wird, 
 
2.er dem Unternehmen oder der Unternehmensgruppe unmittelbar vor 
Beginn des unternehmensinternen Transfers seit mindestens sechs Monaten 
und für die Zeit des Transfers ununterbrochen angehört, 
 
3.der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert, 
 
4.die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat, oder durch 
Rechtsverordnung nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 oder durch 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die ICT-Karte ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt werden kann, 
 
(…) 
 
(3)  
Die ICT-Karte wird einem Ausländer auch erteilt, wenn  
1. er als Trainee im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers tätig wird 
und 
 
2. die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Voraussetzungen 
vorliegen. 
(…) 

§ 19c Kurzfristige Mobilität § 19a Kurzfristige Mobilität 
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(1) Für einen Aufenthalt zum Zweck eines unternehmensinternen Transfers, 
der eine Dauer von bis zu 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen 
nicht überschreitet, bedarf ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keines 
Aufenthaltstitels, wenn die ihn aufnehmende Niederlassung in dem anderen 
Mitgliedstaat dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge  
 
mitgeteilt hat, dass der Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung im 
Bundesgebiet beabsichtigt, und mit der Mitteilung vorlegt 
(…) 
 
3. einen Arbeitsvertrag und erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben 
gemäß den Vorgaben in § 19b Absatz 2 Satz 1 Nummer 5, der oder das bereits 
den zuständigen Behörden des anderen Mitgliedstaates vorgelegt wurde, und 
 
4. die Kopie eines anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzes des 
Ausländers.  
 
 
 
(…) 
 
(3)  
Der Ausländer hat der Ausländerbehörde unverzüglich mitzuteilen, wenn der 
Aufenthaltstitel nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 durch den anderen 
Mitgliedstaat verlängert wurde. 
 
(4)  
Die Einreise und der Aufenthalt werden durch die Ausländerbehörde 
abgelehnt, wenn 
 
1. das Arbeitsentgelt, das dem Ausländer während des 
unternehmensinternen Transfers im Bundesgebiet gewährt wird, ungünstiger 

 
(1) Für einen Aufenthalt zum Zweck eines unternehmensinternen Transfers, 
der eine Dauer von bis zu 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen 
nicht überschreitet, bedarf ein Ausländer abweichend von § 4a Absatz 1 
keines Aufenthaltstitels, wenn die ihn aufnehmende Niederlassung in dem 
anderen Mitgliedstaat dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und der 
zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaats  
mitgeteilt hat, dass der Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung im 
Bundesgebiet beabsichtigt, und mit der Mitteilung vorlegt 
(…) 
 
3. einen Arbeitsvertrag und erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben 
gemäß den Vorgaben in § 19b Absatz 2 Satz 1 Nummer 5, der oder das bereits 
den zuständigen Behörden des anderen Mitgliedstaates vorgelegt wurde, und 
 
4. die Kopie eines anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzes des 
Ausländers und  
 
5. den Nachweis, dass eine Berufsausübungserlaubnis, soweit diese 
vorgeschrieben ist, erteilt wurde oder ihre Erteilung zugesagt ist.  
(…) 
 
(3)  
Der Ausländer hat der Ausländerbehörde unverzüglich mitzuteilen, wenn der 
Aufenthaltstitel nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 durch den anderen 
Mitgliedstaat verlängert wurde. 
 
(3)  
Die Einreise und der Aufenthalt werden durch das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge abgelehnt, wenn 
 
1. das Arbeitsentgelt, das dem Ausländer während des 
unternehmensinternen Transfers im Bundesgebiet gewährt wird, ungünstiger 
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ist als das Arbeitsentgelt vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer,  
 
2. die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 nicht 
vorliegen,  
 
3. die nach Absatz 1 vorgelegten Unterlagen in betrügerischer Weise 
erworben oder gefälscht oder manipuliert wurden,  
 
4. der Ausländer sich schon länger als drei Jahre in der Europäischen Union 
aufhält oder, falls es sich um einen Trainee handelt, länger als ein Jahr in der 
Europäischen Union aufhält oder  
 
5. ein Ausweisungsinteresse besteht; § 73 Absatz 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden.  
 
Eine Ablehnung hat in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 bis 4 spätestens 20 
Tage nach Zugang der vollständigen Mitteilung nach Absatz 1 Satz 1 beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu erfolgen. Im Fall der Nummer 5 
ist eine Ablehnung jederzeit während des Aufenthalts des Ausländers 
möglich. Die Ablehnung ist neben dem Ausländer auch der zuständigen 
Behörde des anderen Mitgliedstaates sowie der aufnehmenden 
Niederlassung in dem anderen Mitgliedstaat bekannt zu geben. Bei 
fristgerechter Ablehnung hat der Ausländer die Erwerbstätigkeit unverzüglich 
einzustellen; die bis dahin nach Absatz 1 Satz 1 bestehende Befreiung vom 
Erfordernis eines Aufenthaltstitels entfällt. 
 
 
 
 

ist als das Arbeitsentgelt vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer,  
 
2. die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2, 4 und 5 nicht 
vorliegen,  
 
3. die nach Absatz 1 vorgelegten Unterlagen in betrügerischer Weise 
erworben oder gefälscht oder manipuliert wurden,  
 
4. der Ausländer sich schon länger als drei Jahre in der Europäischen Union 
aufhält oder, falls es sich um einen Trainee handelt, länger als ein Jahr in der 
Europäischen Union aufhält oder  
 
5. ein Ausweisungsinteresse besteht; § 73 Absatz 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden.  
 
Eine Ablehnung hat in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 bis 4 spätestens 20 
Tage nach Zugang der vollständigen Mitteilung nach Absatz 1 Satz 1 beim 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu erfolgen. Im Fall der Nummer 5 
ist eine Ablehnung durch die Ausländerbehörde jederzeit während des 
Aufenthalts des Ausländers möglich. Die Ablehnung ist neben dem Ausländer 
auch der zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates sowie der 
aufnehmenden Niederlassung in dem anderen Mitgliedstaat bekannt zu 
geben. Bei fristgerechter Ablehnung hat der Ausländer die Erwerbstätigkeit 
unverzüglich einzustellen; die bis dahin nach Absatz 1 Satz 1 bestehende 
Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels entfällt. 
 
(5) 
Nach Ablehnung gemäß Absatz 3 oder Ausstellung der Bescheinigung im 
Sinne von Absatz 4 durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ist die 
Ausländerbehörde gemäß § 71 Absatz 1 für weitere aufenthaltsrechtliche 
Maßnahmen und Entscheidungen zuständig. Der Ausländer hat der 
Ausländerbehörde unverzüglich mitzuteilen, wenn der Aufenthaltstitel nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 durch den anderen Mitgliedstaat verlängert wurde. 
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§ 19d Mobiler-ICT-Karte 
 
(…) 
(2)  
Einem Ausländer wird die Mobiler-ICT-Karte erteilt, wenn  
 
1.er als Führungskraft, Spezialist oder Trainee tätig wird, 
 
2.der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert, 
 
3.er einen für die Dauer des Transfers gültigen Arbeitsvertrag und 
erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben vorweist, worin enthalten sind:  
 
a)Einzelheiten zu Ort, Art, Entgelt und zu sonstigen Arbeitsbedingungen für 
die Dauer des Transfers sowie 
 
b)der Nachweis, dass der Ausländer nach Beendigung des Transfers in eine 
außerhalb der Europäischen Union ansässige Niederlassung des gleichen 
Unternehmens oder der gleichen Unternehmensgruppe zurückkehren kann, 
und 
 
4.die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 oder zwischenstaatliche 
Vereinbarung bestimmt ist, dass die Mobiler-ICT-Karte ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erteilt werden kann. 

§ 19b Mobiler-ICT-Karte 
 
(…) 
(2)  
Einem Ausländer wird die Mobiler-ICT-Karte erteilt, wenn  
 
1.er als Führungskraft, Spezialist oder Trainee tätig wird, 
 
2.der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert, 
 
3.er einen für die Dauer des Transfers gültigen Arbeitsvertrag und 
erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben vorweist, worin enthalten sind:  
 
a)Einzelheiten zu Ort, Art, Entgelt und zu sonstigen Arbeitsbedingungen für 
die Dauer des Transfers sowie 
 
b)der Nachweis, dass der Ausländer nach Beendigung des Transfers in eine 
außerhalb der Europäischen Union ansässige Niederlassung des gleichen 
Unternehmens oder der gleichen Unternehmensgruppe zurückkehren kann, 
und 
 
4.die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch 
Rechtsverordnung nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 oder zwischenstaatliche 
Vereinbarung bestimmt ist, dass die Mobiler-ICT-Karte ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erteilt werden kann. 

§ 18 Beschäftigung 
 
(3) 
Eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung nach Absatz 2, 
die keine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, darf nur erteilt werden, 
wenn dies durch zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist oder wenn auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach § 42 die Erteilung der Zustimmung zu 
einer Aufenthaltserlaubnis für diese Beschäftigung zulässig ist. 

§ 19c Besondere Beschäftigungszwecke; Beamte 
 
(1) 
Einem Ausländer kann unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft eine 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn 
die Beschäftigungsverordnung oder eine zwischenstaatliche Vereinbarung 
bestimmt, dass der Ausländer zur Ausübung dieser Beschäftigung zugelassen 
werden kann.  
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(4)  
Im begründeten Einzelfall kann eine Aufenthaltserlaubnis für eine 
Beschäftigung erteilt werden, wenn an der Beschäftigung ein öffentliches, 
insbesondere ein regionales, wirtschaftliches oder arbeitsmarktpolitisches 
Interesse besteht. 
 
(4a)  
Einem Ausländer, der in einem Beamtenverhältnis zu einem deutschen 
Dienstherrn steht, wird eine Aufenthaltserlaubnis zur Erfüllung seiner 
Dienstpflichten im Bundesgebiet erteilt. Die Aufenthaltserlaubnis wird für die 
Dauer von drei Jahren erteilt, wenn das Dienstverhältnis nicht auf einen 
kürzeren Zeitraum befristet ist. Nach drei Jahren wird eine 
Niederlassungserlaubnis abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 
erteilt. 

 
(2) 
Einem Ausländer mit ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen kann eine 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn 
die Beschäftigungsverordnung bestimmt, dass der Ausländer zur Ausübung 
dieser Beschäftigung zugelassen werden kann.  
 
(3) 
Im begründeten Einzelfall kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, 
wenn an der Beschäftigung des Ausländers ein öffentliches, insbesondere ein 
regionales, wirtschaftliches oder arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht. 
 
 
(4) 
Einem Ausländer, der in einem Beamtenverhältnis zu einem deutschen 
Dienstherrn steht, wird ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit eine 
Aufenthaltserlaubnis zur Erfüllung seiner Dienstpflichten im Bundesgebiet 
erteilt. Die Aufenthaltserlaubnis wird für die Dauer von drei Jahren erteilt, 
wenn das Dienstverhältnis nicht auf einen kürzeren Zeitraum befristet ist. 
Nach drei Jahren wird eine Niederlassungserlaubnis abweichend von § 9 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 3 erteilt. 

§ 18a Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum Zweck der 
Beschäftigung 
 
(1)  
Einem geduldeten Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung 
einer der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt 
werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat und 
der Ausländer  
 
1.im Bundesgebiet  
(…) 
 

§ 19d Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum Zweck der 
Beschäftigung 
 
(1) 
Einem geduldeten Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung 
einer der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt 
werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat und 
der Ausländer  
 
1.im Bundesgebiet  
(…) 
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c)als Fachkraft seit drei Jahren ununterbrochen eine Beschäftigung ausgeübt 
hat, die eine qualifizierte Berufsausbildung voraussetzt, und innerhalb des 
letzten Jahres vor Beantragung der Aufenthaltserlaubnis für seinen 
Lebensunterhalt und den seiner Familienangehörigen oder anderen 
Haushaltsangehörigen nicht auf öffentliche Mittel mit Ausnahme von 
Leistungen zur Deckung der notwendigen Kosten für Unterkunft und Heizung 
angewiesen war, und 
(...) 
 
(1a) Wurde die Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 4 erteilt, ist nach 
erfolgreichem Abschluss dieser Berufsausbildung für eine der erworbenen 
beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung eine 
Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von zwei Jahren zu erteilen, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 2 bis 7 vorliegen und die 
Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat. 
(…) 

c)als Fachkraft seit drei Jahren ununterbrochen eine qualifizierte 
Beschäftigung ausgeübt hat, die eine qualifizierte Berufsausbildung 
voraussetzt, und innerhalb des letzten Jahres vor Beantragung der 
Aufenthaltserlaubnis für seinen Lebens-unterhalt und den seiner 
Familienangehörigen oder anderen Haushaltsange-hörigen nicht auf 
öffentliche Mittel mit Ausnahme von Leistungen zur Deckung der 
notwendigen Kosten für Unterkunft und Heizung angewiesen war, und 
(...) 
 
(1a) Wurde die Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 60b 
erteilt, ist nach erfolgreichem Abschluss dieser Berufsausbildung für eine der 
erworbenen beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung eine 
Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von zwei Jahren zu erteilen, wenn die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 2 bis 3 und 6 bis 7 vorliegen und die 
Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat. 
(…) 
(1c) Wurde eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 4 in der bis zum [einsetzen: 
Datum des Tages vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fassung erteilt, 
gelten Absatz 1 Nummer 4 und 5 nicht, wenn zum Zeitpunkt der 
Antragstellung auf eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1a die Identität des 
Ausländers geklärt ist. 
(…) 

§ 18d Teilnahme am europäischen Freiwilligendienst 
 
(…) 
 
(3) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen 
die zur Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt 
zustimmen. 
 
(4) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Teilnahme 
an einem europäischen Freiwilligendienst nach der Richtlinie (EU) 2016/801 
nicht erteilt, wenn eine der in § 20 Absatz 6 Nummer 1 bis 3 und 6 bis 8 

§ 19e Teilnahme am europäischen Freiwilligendienst 
 
(…) 
 
(3) Sofern der Ausländer das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen 
die zur Personensorge berechtigten Personen dem geplanten Aufenthalt 
zustimmen. 
 
(4) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Teilnahme 
an einem europäischen Freiwilligendienst nach der Richtlinie (EU) 2016/801 
nicht erteilt, wenn eine der in § 19f Absatz 1, 3 und 4 genannten 
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genannten Voraussetzungen vorliegt. Voraussetzungen vorliegt. 

 
 
 
 
 
 
 
§ 20 Abs. 6 Nr. 1; § 19a Abs. 5 Nr. 1 
 
 
 
 
 
 
§ 20 Abs. 6 Nr. 2; § 19a Abs. 5 Nr. 1 
 
 
 
 
§ 20 Abs. 6 Nr. 3; § 19a Abs. 5 Nr. 2 
 
 
§ 20 Abs. 6 Nr. 6 
 
 
 
§ 20 Abs. 6 Nr. 7; § 19a Abs. 5 Nr. 7 
 
 
 
 
 

§ 19f Ablehnungsgründe bei Aufenthalten nach §§ 16b, 16c, 16e, 16f, 17 Abs. 
2, 18b Abs. 2, 18d, 18e, 18f und 19e 
 
(1) 
Ein Aufenthaltstitel nach §§ 16b Absatz 1 und 5, 16e, 17 Abs. 2, 18b Abs. 2, 
18d und 19e wird nicht erteilt an Ausländer, 
 
1. die sich in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten, weil sie 
einen Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder auf 
Gewährung subsidiären Schutzes im Sinne der Richtlinie 2004/83/EG oder auf 
Zuerkennung internationalen Schutzes im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU 
gestellt haben, oder die in einem Mitgliedstaat internationalen Schutz im 
Sinne der Richtlinie 2011/95/EU genießen, 
 
2. die sich im Rahmen einer Regelung zum vorübergehenden Schutz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten oder die in einem 
Mitgliedstaat einen Antrag auf Zuerkennung vorübergehenden Schutzes 
gestellt haben, 
 
3. deren Abschiebung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aus 
tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ausgesetzt wurde, 
 
4. die eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU oder einen Aufenthaltstitel, 
der durch einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union auf der 
Grundlage der Richtlinie 2003/109/EG erteilt wurde, besitzen, 
 
5. die auf Grund von Übereinkommen zwischen der Europäischen Union und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und Drittstaaten andererseits ein Recht auf 
freien Personenverkehr genießen, das dem der Unionsbürger gleichwertig ist. 
 
(2) 
Eine Blaue Karte EU nach § 18b Absatz 2 wird über die in Absatz 1 genannten 
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§ 19a Abs. 5 Nr. 1 
 
 
 
 
 
§ 19a Abs. 5 Nr. 3 
 
 
 
 
 
§ 19a Abs. 5 Nr. 4 
 
 
§ 19a Abs. 5 Nr. 6 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 20 Abs. 6 Nr. 8 
 
 
 
§ 20 Abs. 6 Nr. 4 

Ausschlussgründe hinaus nicht erteilt an Ausländer, 
 
1. die einen Aufenthaltstitel nach Abschnitt 5 besitzen, der nicht auf Grund 
des § 23 Abs. 2 oder 4 erteilt wurde, oder eine vergleichbare Rechtsstellung in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union innehaben; gleiches 
gilt, wenn sie einen solchen Titel oder eine solche Rechtsstellung beantragt 
haben und über den Antrag noch nicht abschließend entschieden worden ist, 
 
2. deren Einreise in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
Verpflichtungen unterliegt, die sich aus internationalen Abkommen zur 
Erleichterung der Einreise und des vorübergehenden Aufenthalts bestimmter 
Kategorien von natürlichen Personen, die handels- und investitionsbezogene 
Tätigkeiten ausüben, herleiten, 
 
3. die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union als Saisonarbeitnehmer 
zugelassen wurden, oder 
 
4. die unter die Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im 
Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1) 
in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/957 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 28. Juni 2018 (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 16) fallen, für die 
Dauer ihrer Entsendung nach Deutschland. 
 
(3) 
Eine Aufenthaltserlaubnis nach §§ 16b, 16e, 17 Abs. 2, 18d und 19e wird über 
die in Absatz 1 genannten Ausschlussgründe hinaus nicht erteilt an Ausländer, 
 
1. die eine Blaue Karte EU nach § 18b Absatz 2 oder einen Aufenthaltstitel, 
der durch einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union auf Grundlage 
der Richtlinie 2009/50/EG erteilt wurde, besitzen oder 
 
2. deren Forschungstätigkeit Bestandteil eines Promotionsstudiums als 
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§ 20c Abs. 1 
 
 
 
§ 20c Abs. 2 Nr. 1 
 
 
 
§ 20c Abs. 2 Nr. 2 
 
 
 
§ 20c Abs. 2 Nr. 3 
 
 
 
§ 20c Abs. 2 Nr. 4 
 
§ 20c Abs. 2 Nr. 5 
 
 
 
 
 
 
 

Vollzeitstudienprogramm ist; dies gilt nicht für die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 16b. 
 
(4) 
Der Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach §§ 16b, 16e, 16f, 
18d, 18f und 19f kann abgelehnt werden, wenn 
 
1. die aufnehmende Einrichtung hauptsächlich zu dem Zweck gegründet 
wurde, die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern zu dem in der 
jeweiligen Vorschrift genannten Zweck zu erleichtern, 
 
2. über das Vermögen der aufnehmenden Einrichtung ein Insolvenzverfahren 
eröffnet wurde, das auf Auflösung der Einrichtung und Abwicklung des 
Geschäftsbetriebs gerichtet ist, 
 
3. die aufnehmende Einrichtung im Rahmen der Durchführung eines 
Insolvenzverfahrens aufgelöst wurde und der Geschäftsbetrieb abgewickelt 
wurde, 
 
4. die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen der 
aufnehmenden Einrichtung mangels Masse abgelehnt wurde und der 
Geschäftsbetrieb eingestellt wurde, 
 
5. die aufnehmende Einrichtung keine Geschäftstätigkeit ausübt oder 
 
6. Beweise oder konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer 
den Aufenthalt zu anderen Zwecken nutzen wird als zu jenen, für die er die 
Erteilung der Aufenthaltserlaubnis beantragt. 
 
(5) 
Die Einreise und der Aufenthalt nach § 16c oder § 18d werden durch das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge abgelehnt, wenn 
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§ 20c Abs. 3 S. 1 Nr. 1 
 
 
§ 20c Abs. 3 S. 1 Nr. 6 
 
 
§ 20c Abs. 3 S. 1 Nr. 2 bis 5, 7 und 8 
 
§ 20c Abs. 3 S. 1 Nr. 9 
 
 
§ 20c Abs. 3 S. 2 bis 4 

1. die jeweiligen Voraussetzungen von § 16c Absatz 1 oder § 18e Absatz 1 
nicht vorliegen, 
 
2. die nach § 16c Absatz 1 oder § 18e Absatz 1 vorgelegten Unterlagen in 
betrügerischer Weise erworben, gefälscht oder manipuliert wurden, 
 
3. einer der Ablehnungsgründe des Absatz 4 vorliegt oder 
 
4. ein Ausweisungsinteresse besteht; § 73 Absatz 2 und 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 
 
Eine Ablehnung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 hat innerhalb von 30 Tagen nach 
Zugang der vollständigen Mitteilung nach § 16c Absatz 1 Satz 1 oder § 18e 
Absatz 1 Satz 1 beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu erfolgen. Im 
Fall des Satzes 1 Nummer 3 ist eine Ablehnung durch die Ausländerbehörde 
jederzeit während des Aufenthalts des Ausländers möglich. Die Ablehnung ist 
neben dem Ausländer auch der zuständigen Behörde des anderen 
Mitgliedstaates und der mitteilenden Einrichtung schriftlich bekannt zu 
geben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 20 Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte 
 
(1) 
Einer Fachkraft mit Berufsausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu 
sechs Monate zur Suche nach einem Arbeitsplatz in einem Beruf, zu dessen 
Ausübung ihre Qualifikation befähigt, erteilt werden, wenn die Fachkraft über 
der angestrebten Tätigkeit entsprechende deutsche Sprachkenntnisse 
verfügt. Auf Ausländer, die sich bereits im Bundesgebiet aufhalten, findet Satz 
1 nur Anwendung, wenn diese unmittelbar vor der Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 im Besitz eines Aufenthaltstitels zum Zweck 
der Erwerbstätigkeit oder nach § 16e waren. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Berufsgruppen bestimmen, in denen Fachkräften keine 
Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 erteilt werden darf. Die Aufenthaltserlaubnis 
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§ 18c Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche für qualifizierte Fachkräfte 
(1) Einem Ausländer, der über einen deutschen oder anerkannten oder einem 
deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren ausländischen 
Hochschulabschluss verfügt und dessen Lebensunterhalt gesichert ist,  
kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Suche nach einem der Qualifikation 
angemessenen Arbeitsplatz für bis zu sechs Monate erteilt werden. 
 
§ 16 Studium 
(5) Nach erfolgreichem Abschluss des Studiums wird die Aufenthaltserlaubnis 
bis zu 18 Monate zur Suche einer diesem Abschluss angemessenen 
Erwerbstätigkeit verlängert, sofern diese Erwerbstätigkeit nach den 
Bestimmungen der §§ 18, 19, 19a, 20 und 21 von einem Ausländer 
aufgenommen werden darf. (…) 
 
§ 20 Forschung 
(7) Nach Abschluss der Forschungstätigkeit wird die Aufenthaltserlaubnis um 
bis zu neun Monate zur Suche einer der Qualifikation des Forschers 
entsprechenden Erwerbstätigkeit verlängert, sofern der Abschluss von der 
aufnehmenden Einrichtung bestätigt wurde und diese Erwerbstätigkeit nach 
den Bestimmungen der §§ 18, 19, 19a, 20 und 21 von einem Ausländer 
aufgenommen werden darf. (…) 
 
§ 17 Sonstige Ausbildungszwecke 
(3) Nach erfolgreichem Abschluss der qualifizierten Berufsausbildung kann die 
Aufenthaltserlaubnis bis zu einem Jahr zur Suche eines diesem Abschluss 
angemessenen Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmungen der §§ 18 
und 21 von Ausländern besetzt werden darf, verlängert werden. (…) 
 
§ 17 a Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
(4) Nach der Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufsqualifikation, der 
Erteilung der Befugnis zur Berufsausübung oder der Erteilung der Erlaubnis 

berechtigt nur zur Ausübung von Probearbeiten bis zu 10 Stunden je Woche. 
 
(2) 
Einer Fachkraft mit akademischer Ausbildung 
kann eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu sechs Monate zur Suche nach einem 
Arbeitsplatz in einem Beruf, zu dessen Ausübung ihre Qualifikation befähigt, 
erteilt werden. Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt entsprechend. 
 
(3) 
Zur Suche nach einem Arbeitsplatz in einem Beruf, zu dessen Ausübung seine 
Qualifikation befähigt, 
 
1. wird einem Ausländer nach erfolgreichem Abschluss eines Studiums im 
Bundesgebiet im Rahmen eines Aufenthalts nach § 16b oder § 16c eine 
Aufenthaltserlaubnis für bis zu 18 Monate erteilt, 
 
2. wird einem Ausländer nach Abschluss der Forschungstätigkeit im Rahmen 
eines Aufenthalts nach § 18d eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu neun 
Monate erteilt, 
 
 
 
 
 
3. kann einem Ausländer nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten 
Berufsausbildung im Bundesgebiet im Rahmen eines Aufenthalts nach § 16a 
eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu zwölf Monate erteilt werden, oder 
 
 
 
4. kann einem Ausländer nach der Feststellung der Gleichwertigkeit der 
Berufsqualifikation, der Erteilung der Befugnis zur Berufsausübung oder der 
Aushändigung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung im 
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zum Führen der Berufsbezeichnung kann die Aufenthaltserlaubnis bis zu 
einem Jahr zur Suche eines der anerkannten Berufsqualifikation 
entsprechenden Arbeitsplatzes, sofern er nach den Bestimmungen der §§ 18 
bis 20 von Ausländern besetzt werden darf, verlängert werden. (…) 
 
 
 
 
 
 
§ 18c Aufenthaltserlaubnis zur Arbeitsplatzsuche für qualifizierte Fachkräfte 
(2) Eine Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis über den in Absatz 1 
genannten Höchstzeitraum hinaus ist ausgeschlossen.  
Eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 kann erneut nur erteilt werden, 
wenn sich der Ausländer nach seiner Ausreise mindestens so lange im 
Ausland aufgehalten hat, wie er sich zuvor auf der Grundlage einer 
Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 im Bundesgebiet aufgehalten hat. 
 

Bundesgebiet im Rahmen eines Aufenthalts nach § 16d Absatz 1, 4 und 5  eine 
Aufenthaltserlaubnis für bis zu 12 Monate erteilt werden, 
 
 
sofern der Arbeitsplatz nach den Bestimmungen der §§ 18a, 18b, 18d, 19c 
und 21 von Ausländern besetzt werden darf. 
 
(4) 
Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 bis 3 setzt die 
eigenständige Lebensunterhaltssicherung ohne Inanspruchnahme öffentlicher 
Mittel, die nicht auf eigenen Beitragsleistungen beruht, voraus.  
Die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis über die in Absatz 1 bis 3 
genannten Höchstzeiträume hinaus ist ausgeschlossen.  
Eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 und 2 kann erneut nur erteilt 
werden, wenn sich der Ausländer nach seiner Ausreise mindestens so lange 
im Ausland aufgehalten hat, wie er sich zuvor auf der Grundlage einer 
Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder 2 im Bundesgebiet aufgehalten hat. 
§ 9 findet keine Anwendung. 

§ 21 Selbständige Tätigkeit 
 
(…) 
(4) 
(…) Nach drei Jahren kann abweichend von § 9 Abs. 2 eine 
Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn der Ausländer die geplante 
Tätigkeit erfolgreich verwirklicht hat, der Lebensunterhalt des Ausländers und 
seiner mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebenden Angehörigen, denen er 
Unterhalt zu leisten hat, durch ausreichende Einkünfte gesichert ist. 
 

§ 21 Selbständige Tätigkeit 
 
(…) 
(4) 
(…) Nach drei Jahren kann abweichend von § 9 Abs. 2 eine 
Niederlassungserlaubnis erteilt werden, wenn der Ausländer die geplante 
Tätigkeit erfolgreich verwirklicht hat, der Lebensunterhalt des Ausländers und 
seiner mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebenden Angehörigen, denen er 
Unterhalt zu leisten hat, durch ausreichende Einkünfte gesichert ist und die 
Voraussetzung des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 vorliegt. 

§ 22 Aufnahme aus dem Ausland 
 
Einem Ausländer kann für die Aufnahme aus dem Ausland aus 
völkerrechtlichen oder dringenden humanitären Gründen eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Eine Aufenthaltserlaubnis ist zu erteilen, 

§ 22 Aufnahme aus dem Ausland 
 
Einem Ausländer kann für die Aufnahme aus dem Ausland aus 
völkerrechtlichen oder dringenden humanitären Gründen eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Eine Aufenthaltserlaubnis ist zu erteilen, 
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wenn das Bundesministerium des Innern oder die von ihm bestimmte Stelle 
zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland die 
Aufnahme erklärt hat. Im Falle des Satzes 2 berechtigt die 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

wenn das Bundesministerium des Innern oder die von ihm bestimmte Stelle 
zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland die 
Aufnahme erklärt hat. Im Falle des Satzes 2 berechtigt die 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§ 23 Aufenthaltsgewährung durch die obersten Landesbehörden; Aufnahme 
bei besonders gelagerten politischen Interessen; Neuansiedlung von 
Schutzsuchenden 
 
(1)  
Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtlichen oder humanitären 
Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland anordnen, dass Ausländern aus bestimmten Staaten oder in 
sonstiger Weise bestimmten Ausländergruppen eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird. Die Anordnung kann unter der Maßgabe erfolgen, dass eine 
Verpflichtungserklärung nach § 68 abgegeben wird. Zur Wahrung der 
Bundeseinheitlichkeit bedarf die Anordnung des Einvernehmens mit dem 
Bundesministerium des Innern. 
 
 
 
 
(2)  
Das Bundesministerium des Innern kann zur Wahrung besonders gelagerter 
politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland im Benehmen mit den 
obersten Landesbehörden anordnen, dass das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge Ausländern aus bestimmten Staaten oder in sonstiger Weise 
bestimmten Ausländergruppen eine Aufnahmezusage erteilt. Ein 
Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
Den betroffenen Ausländern ist entsprechend der Aufnahmezusage eine 
Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis zu erteilen. Die 
Niederlassungserlaubnis kann mit einer wohnsitzbeschränkenden Auflage 
versehen werden. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. 

§ 23 Aufenthaltsgewährung durch die obersten Landesbehörden; Aufnahme 
bei besonders gelagerten politischen Interessen; Neuansiedlung von 
Schutzsuchenden 
 
(1)  
Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtlichen oder humanitären 
Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland anordnen, dass Ausländern aus bestimmten Staaten oder in 
sonstiger Weise bestimmten Ausländergruppen eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt wird. Die Anordnung kann unter der Maßgabe erfolgen, dass eine 
Verpflichtungserklärung nach § 68 abgegeben wird. Zur Wahrung der 
Bundeseinheitlichkeit bedarf die Anordnung des Einvernehmens mit dem 
Bundesministerium des Innern. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur 
Erwerbstätigkeit; die Anordnung kann vorsehen, dass die zu erteilende 
Aufenthaltserlaubnis zur Erwerbstätigkeit berechtigt oder diese nach § 4a 
Absatz 1 erlaubt werden kann. 
 
(2)  
Das Bundesministerium des Innern kann zur Wahrung besonders gelagerter 
politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland im Benehmen mit den 
obersten Landesbehörden anordnen, dass das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge Ausländern aus bestimmten Staaten oder in sonstiger Weise 
bestimmten Ausländergruppen eine Aufnahmezusage erteilt. Ein 
Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
Den betroffenen Ausländern ist entsprechend der Aufnahmezusage eine 
Aufenthaltserlaubnis oder Niederlassungserlaubnis zu erteilen. Die 
Niederlassungserlaubnis kann mit einer wohnsitzbeschränkenden Auflage 
versehen werden. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. 
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(3)  
Die Anordnung kann vorsehen, dass § 24 ganz oder teilweise entsprechende 
Anwendung findet. 
 
(4)  
Das Bundesministerium des Innern kann im Rahmen der Neuansiedlung von 
Schutzsuchenden im Benehmen mit den obersten Landesbehörden anordnen, 
dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bestimmten, für eine 
Neuansiedlung ausgewählten Schutzsuchenden (Resettlement-Flüchtlinge) 
eine Aufnahmezusage erteilt. Absatz 2 Satz 2 bis 5 und § 24 Absatz 3 bis 5 
gelten entsprechend. 

 
(3)  
Die Anordnung kann vorsehen, dass § 24 ganz oder teilweise entsprechende 
Anwendung findet. 
 
(4)  
Das Bundesministerium des Innern kann im Rahmen der Neuansiedlung von 
Schutzsuchenden im Benehmen mit den obersten Landesbehörden anordnen, 
dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bestimmten, für eine 
Neuansiedlung ausgewählten Schutzsuchenden (Resettlement-Flüchtlinge) 
eine Aufnahmezusage erteilt. Absatz 2 Satz 2 bis 4 und § 24 Absatz 3 bis 5 
gelten entsprechend.  

§ 23a Aufenthaltsgewährung in Härtefällen 
 
(1)  
Die oberste Landesbehörde darf anordnen, dass einem Ausländer, der 
vollziehbar ausreisepflichtig ist, abweichend von den in diesem Gesetz 
festgelegten Erteilungs- und Verlängerungsvoraussetzungen für einen 
Aufenthaltstitel sowie von den §§ 10 und 11 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
wird, wenn eine von der Landesregierung durch Rechtsverordnung 
eingerichtete Härtefallkommission darum ersucht (Härtefallersuchen). Die 
Anordnung kann im Einzelfall unter Berücksichtigung des Umstandes erfolgen, 
ob der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist oder eine 
Verpflichtungserklärung nach § 68 abgegeben wird. Die Annahme eines 
Härtefalls ist in der Regel ausgeschlossen, wenn der Ausländer Straftaten von 
erheblichem Gewicht begangen hat oder wenn ein Rückführungstermin 
bereits konkret feststeht. Die Befugnis zur Aufenthaltsgewährung steht 
ausschließlich im öffentlichen Interesse und begründet keine eigenen Rechte 
des Ausländers. 

§ 23a Aufenthaltsgewährung in Härtefällen 
 
(1)  
Die oberste Landesbehörde darf anordnen, dass einem Ausländer, der 
vollziehbar ausreisepflichtig ist, abweichend von den in diesem Gesetz 
festgelegten Erteilungs- und Verlängerungsvoraussetzungen für einen 
Aufenthaltstitel sowie von den §§ 10 und 11 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
wird, wenn eine von der Landesregierung durch Rechtsverordnung 
eingerichtete Härtefallkommission darum ersucht (Härtefallersuchen). Die 
Anordnung kann im Einzelfall unter Berücksichtigung des Umstandes erfolgen, 
ob der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist oder eine 
Verpflichtungserklärung nach § 68 abgegeben wird. Die Annahme eines 
Härtefalls ist in der Regel ausgeschlossen, wenn der Ausländer Straftaten von 
erheblichem Gewicht begangen hat oder wenn ein Rückführungstermin 
bereits konkret feststeht. Die Befugnis zur Aufenthaltsgewährung steht 
ausschließlich im öffentlichen Interesse und begründet keine eigenen Rechte 
des Ausländers. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur 
Erwerbstätigkeit; die Anordnung kann vorsehen, dass die zu erteilende 
Aufenthaltserlaubnis zur Erwerbstätigkeit berechtigt oder diese nach § 4a 
Absatz 1 erlaubt werden kann. 

§ 24 Aufenthaltsgewährung zum vorübergehenden Schutz § 24 Aufenthaltsgewährung zum vorübergehenden Schutz 
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(6)  
Die Ausübung einer selbständigen Tätigkeit darf nicht ausgeschlossen werden. 
Für die Ausübung einer Beschäftigung gilt § 4 Abs. 2. 

 
(6)  
Die Ausübung einer selbständigen Tätigkeit darf nicht ausgeschlossen werden. 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Beschäftigung; 
sie kann nach § 4a Absatz 2 erlaubt werden. 

§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen 
 
(1)  
Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er als 
Asylberechtigter anerkannt ist. Dies gilt nicht, wenn der Ausländer aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
ausgewiesen worden ist. Bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gilt der 
Aufenthalt als erlaubt. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit. 
 
(2) 
Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die Flüchtlingseigenschaft im Sinne 
des § 3 Absatz 1 des Asylgesetz oder subsidiären Schutz im Sinne des § 4 
Absatz 1 des Asylgesetzes zuerkannt hat. Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt 
entsprechend. 
 
(4)  
Einem nicht vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer kann für einen 
vorübergehenden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, 
solange dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche 
öffentliche Interessen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern. 2ine Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 8 
Abs. 1 und 2 verlängert werden, wenn auf Grund besonderer Umstände des 
Einzelfalls das Verlassen des Bundesgebiets für den Ausländer eine 
außergewöhnliche Härte bedeuten würde. 
 
 

§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen 
 
(1)  
Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er als 
Asylberechtigter anerkannt ist. Dies gilt nicht, wenn der Ausländer aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
ausgewiesen worden ist. Bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gilt der 
Aufenthalt als erlaubt. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit. 
 
(2) 
Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge die Flüchtlingseigenschaft im Sinne 
des § 3 Absatz 1 des Asylgesetz oder subsidiären Schutz im Sinne des § 4 
Absatz 1 des Asylgesetzes zuerkannt hat. Absatz 1 Satz 2 bis 3 gilt 
entsprechend. 
 
(4)  
Einem nicht vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer kann für einen 
vorübergehenden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, 
solange dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche 
öffentliche Interessen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern. 2ine Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 8 
Abs. 1 und 2 verlängert werden, wenn auf Grund besonderer Umstände des 
Einzelfalls das Verlassen des Bundesgebiets für den Ausländer eine 
außergewöhnliche Härte bedeuten würde. Die Aufenthaltserlaubnis 
berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a 
Absatz 1 erlaubt werden. 
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(4a)  
Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach den §§ 232 bis 233a des 
Strafgesetzbuches wurde, soll, auch wenn er vollziehbar ausreisepflichtig ist, 
für einen Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. (…) 
 
 
(4b)  
Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach § 10 Absatz 1 oder § 11 Absatz 
1 Nummer 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes oder nach § 15a des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wurde, kann, auch wenn er vollziehbar 
ausreisepflichtig ist, für einen vorübergehenden Aufenthalt eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. (…) 

 
(4a)  
Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach den §§ 232 bis 233a des 
Strafgesetzbuches wurde, soll, auch wenn er vollziehbar ausreisepflichtig ist, 
für einen Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. (…) Die 
Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie 
kann nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden. 
(4b)  
Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach § 10 Absatz 1 oder § 11 Absatz 
1 Nummer 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes oder nach § 15a des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wurde, kann, auch wenn er vollziehbar 
ausreisepflichtig ist, für einen vorübergehenden Aufenthalt eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. (…) Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt 
nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a Absatz 1 
erlaubt werden. 

§ 25a Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten Jugendlichen und 
Heranwachsenden 
 
(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt 
werden und berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§ 25a Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten Jugendlichen und 
Heranwachsenden 
 
(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt 
werden und berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§ 25b Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration 
 
(5)  
Die Aufenthaltserlaubnis wird abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 längstens 
für zwei Jahre erteilt und verlängert. Sie kann abweichend von § 10 Absatz 3 
Satz 2 erteilt werden und berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. § 
25a bleibt unberührt. 

§ 25b Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration 
 
(5)  
Die Aufenthaltserlaubnis wird abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 längstens 
für zwei Jahre erteilt und verlängert. Sie kann abweichend von § 10 Absatz 3 
Satz 2 erteilt werden und berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. § 
25a bleibt unberührt. 
 
(6)  
Einem Ausländer, seinem Ehegatten und ihren Kindern, die seit zwei Jahren 
im Besitz einer Duldung nach § 60c sind, soll eine Aufenthaltserlaubnis 
abweichend von der in Absatz 1 Nummer 1 genannten Frist erteilt werden, 
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wenn die Voraussetzungen nach § 60c weiterhin erfüllt sind. 

§ 27 Grundsatz des Familiennachzugs 
 
(…) 
 
(4)  
Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Familiennachzugs darf längstens für 
den Gültigkeitszeitraum der Aufenthaltserlaubnis des Ausländers erteilt 
werden, zu dem der Familiennachzug stattfindet. Sie ist für diesen Zeitraum 
zu erteilen, wenn der Ausländer, zu dem der Familiennachzug stattfindet, eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 20, § 20b oder § 38a besitzt, eine Blaue Karte EU, 
eine ICT-Karte oder eine Mobiler-ICT-Karte besitzt oder sich gemäß § 20a 
berechtigt im Bundesgebiet aufhält. Die Aufenthaltserlaubnis darf jedoch 
nicht länger gelten als der Pass oder Passersatz des Familienangehörigen. Im 
Übrigen ist die Aufenthaltserlaubnis erstmals für mindestens ein Jahr zu 
erteilen. 
 
(5)  
Der Aufenthaltstitel nach diesem Abschnitt berechtigt zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. 

§ 27 Grundsatz des Familiennachzugs 
 
(…) 
 
(4)  
Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Familiennachzugs darf längstens für 
den Gültigkeitszeitraum der Aufenthaltserlaubnis des Ausländers erteilt 
werden, zu dem der Familiennachzug stattfindet. Sie ist für diesen Zeitraum 
zu erteilen, wenn der Ausländer, zu dem der Familiennachzug stattfindet, eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 20, § 20b oder § 38a besitzt, eine Blaue Karte EU, 
eine ICT-Karte oder eine Mobiler-ICT-Karte besitzt oder sich gemäß § 20a 
berechtigt im Bundesgebiet aufhält. Die Aufenthaltserlaubnis darf jedoch 
nicht länger gelten als der Pass oder Passersatz des Familienangehörigen. Im 
Übrigen ist die Aufenthaltserlaubnis erstmals für mindestens ein Jahr zu 
erteilen. 
 
(5)  
Der Aufenthaltstitel nach diesem Abschnitt berechtigt zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. 

§ 30 Ehegattennachzug 
 
(1)  
Dem Ehegatten eines Ausländers ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, 
wenn  
 
1.beide Ehegatten das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 
2.der Ehegatte sich zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache 
verständigen kann und 
 
3.der Ausländer 
 

§ 30 Ehegattennachzug 
 
(1)  
Dem Ehegatten eines Ausländers ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, 
wenn  
 
1.beide Ehegatten das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
 
2.der Ehegatte sich zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache 
verständigen kann und 
 
3.der Ausländer 
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a)eine Niederlassungserlaubnis besitzt, 
 
b)eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt, 
 
c)eine Aufenthaltserlaubnis nach § 20, § 20b oder § 25 Absatz 1 oder Absatz 2 
Satz 1 erste Alternative besitzt, 
(…) 
Satz 1 Nummer 2 ist für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis unbeachtlich, 
wenn  
(…) 
7.der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach den §§ 19 bis 21 besitzt und die 
Ehe bereits bestand, als er seinen Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet 
verlegt hat, oder 
(…). 
 
(2)  
Die Aufenthaltserlaubnis kann zur Vermeidung einer besonderen Härte 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erteilt werden. Besitzt der Ausländer 
eine Aufenthaltserlaubnis, kann von den anderen Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe e abgesehen werden. 
(…) 
 
 
(5) Hält sich der Ausländer gemäß § 20a berechtigt im Bundesgebiet auf, so 
bedarf der Ehegatte keines Aufenthaltstitels, wenn nachgewiesen wird, dass 
sich der Ehegatte in dem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
rechtmäßig als Angehöriger des Ausländers aufgehalten hat. Die 
Voraussetzungen nach § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 und die 
Ablehnungsgründe nach § 20c gelten für den Ehegatten entsprechend. 

a)eine Niederlassungserlaubnis besitzt, 
 
b)eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt, 
 
c)eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18d, § 20b oder § 25 Absatz 1 oder Absatz 
2 Satz 1 erste Alternative besitzt, 
(…) 
Satz 1 Nummer 2 ist für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis unbeachtlich, 
wenn  
(…) 
7.der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach den §§ §§ 18b Absatz 2, 18c 
Absatz 3, 18d, 18f, 19, 19b, 21 besitzt und die Ehe bereits bestand, als er 
seinen Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt hat, oder 
(…). 
 
(2)  
Die Aufenthaltserlaubnis kann zur Vermeidung einer besonderen Härte 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erteilt werden. Besitzt der Ausländer 
eine Aufenthaltserlaubnis oder ein nationales Visum, kann von den anderen 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe e abgesehen werden; 
gleiches gilt, wenn der Ausländer ein nationales Visum besitzt. 
(…) 
 
(5) Hält sich der Ausländer gemäß § 18e berechtigt im Bundesgebiet auf, so 
bedarf der Ehegatte keines Aufenthaltstitels, wenn nachgewiesen wird, dass 
sich der Ehegatte in dem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
rechtmäßig als Angehöriger des Ausländers aufgehalten hat. Die 
Voraussetzungen nach § 18e Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 und die 
Ablehnungsgründe nach § 19f gelten für den Ehegatten entsprechend. 

§ 32 Kindernachzug 
(…) 
(2) (…) 
Satz 1 gilt nicht, wenn  

§ 32 Kindernachzug 
(…) 
(2) (…) 
Satz 1 gilt nicht, wenn  
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1. (…) oder 
2. der Ausländer oder sein mit ihm in familiärer Lebensgemeinschaft lebender 
Ehegatte eine Niederlassungserlaubnis nach § 19, eine Blaue Karte EU, eine 
ICT-Karte oder eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 
20 oder § 20b besitzt. 
(5) Hält sich der Ausländer gemäß § 20a berechtigt im Bundesgebiet auf, so 
bedarf das minderjährige ledige Kind keines Aufenthaltstitels, wenn 
nachgewiesen wird, dass sich das Kind in dem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union rechtmäßig als Angehöriger des Ausländers aufgehalten 
hat. Die Voraussetzungen nach § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 und 
die Ablehnungsgründe nach § 20c gelten für das minderjährige Kind 
entsprechend. 

1. (…) oder 
2. der Ausländer oder sein mit ihm in familiärer Lebensgemeinschaft lebender 
Ehegatte eine Niederlassungserlaubnis nach § 18c Absatz 3, eine Blaue Karte 
EU, eine ICT-Karte oder eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 18d oder § 18f besitzt. 
(5) Hält sich der Ausländer gemäß § 18e berechtigt im Bundesgebiet auf, so 
bedarf das minderjährige ledige Kind keines Aufenthaltstitels, wenn 
nachgewiesen wird, dass sich das Kind in dem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union rechtmäßig als Angehöriger des Ausländers aufgehalten 
hat. Die Voraussetzungen nach § 18e Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 und 
die Ablehnungsgründe nach § 19f gelten für das minderjährige Kind 
entsprechend. 

§ 37 Recht auf Wiederkehr 
 
(1)  
Einem Ausländer, der als Minderjähriger rechtmäßig seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hatte, ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, 
wenn 
 
1. der Ausländer sich vor seiner Ausreise acht Jahre rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufgehalten und sechs Jahre im Bundesgebiet eine Schule 
besucht hat,  
 
2. sein Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit oder durch eine 
Unterhaltsverpflichtung gesichert ist, die ein Dritter für die Dauer von fünf 
Jahren übernommen hat, und  
 
3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Vollendung des 15. 
und vor Vollendung des 21. Lebensjahres sowie vor Ablauf von fünf Jahren 
seit der Ausreise gestellt wird.  
 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§ 37 Recht auf Wiederkehr 
 
(1)  
Einem Ausländer, der als Minderjähriger rechtmäßig seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hatte, ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, 
wenn 
 
1. der Ausländer sich vor seiner Ausreise acht Jahre rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufgehalten und sechs Jahre im Bundesgebiet eine Schule 
besucht hat,  
 
2. sein Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit oder durch eine 
Unterhaltsverpflichtung gesichert ist, die ein Dritter für die Dauer von fünf 
Jahren übernommen hat, und  
 
3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Vollendung des 15. 
und vor Vollendung des 21. Lebensjahres sowie vor Ablauf von fünf Jahren 
seit der Ausreise gestellt wird.  
 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§ 38 Aufenthaltstitel für ehemalige Deutsche § 38 Aufenthaltstitel für ehemalige Deutsche 
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(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder 2 berechtigt zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist innerhalb der 
Antragsfrist des Absatzes 1 Satz 2 und im Falle der Antragstellung bis zur 
Entscheidung der Ausländerbehörde über den Antrag erlaubt. 

 
(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder 2 berechtigt zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit. Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist abweichend von § 
4a Absatz 1 innerhalb der Antragsfrist des Absatzes 1 Satz 2 und im Falle der 
Antragstellung bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde über den Antrag 
erlaubt. 

§ 38a Aufenthaltserlaubnis für in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union langfristig Aufenthaltsberechtigte 
 
(3)  
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Beschäftigung, wenn 
die Bundesagentur für Arbeit der Ausübung der Beschäftigung nach § 39 
Absatz 2 zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung nach § 42 oder durch 
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist, dass die Ausübung der 
Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer selbständigen 
Tätigkeit, wenn die in § 21 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Wird der 
Aufenthaltstitel nach Absatz 1 für ein Studium oder für sonstige 
Ausbildungszwecke erteilt, sind die §§ 16 und 17 entsprechend anzuwenden. 
In den Fällen des § 17 wird der Aufenthaltstitel ohne Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit erteilt. 
 
(4)  
Eine nach Absatz 1 erteilte Aufenthaltserlaubnis darf nur für höchstens zwölf 
Monate mit einer Nebenbestimmung nach § 39 Abs. 4 versehen werden. Der 
in Satz 1 genannte Zeitraum beginnt mit der erstmaligen Erlaubnis einer 
Beschäftigung bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1. Nach 
Ablauf dieses Zeitraums berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit. 

§ 38a Aufenthaltserlaubnis für in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union langfristig Aufenthaltsberechtigte 
 
(3)  
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer Beschäftigung, wenn 
die Bundesagentur für Arbeit der Ausübung der Beschäftigung nach § 39 
Absatz 3 zugestimmt hat; die Zustimmung wird mit Vorrangprüfung erteilt.  
 
 
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Ausübung einer selbständigen 
Tätigkeit, wenn die in § 21 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Wird der 
Aufenthaltstitel nach Absatz 1 für ein Studium oder für sonstige 
Ausbildungszwecke erteilt, sind die §§ 16, 16a und 16b entsprechend 
anzuwenden. In den Fällen des § 16a wird der Aufenthaltstitel ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt. 
 
(4)  
Eine nach Absatz 1 erteilte Aufenthaltserlaubnis darf nur für höchstens zwölf 
Monate mit einer Nebenbestimmung nach § 34 der 
Beschäftigungsverordnung versehen werden. Der in Satz 1 genannte Zeitraum 
beginnt mit der erstmaligen Erlaubnis einer Beschäftigung bei der Erteilung 
der Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1. Nach Ablauf dieses Zeitraums 
berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§ 39 Zustimmung zur Ausländerbeschäftigung 
 
(1)  

§ 39 Zustimmung zur Beschäftigung 
 
(1) 
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Ein Aufenthaltstitel, der einem Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung 
erlaubt, kann nur mit Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt 
werden, soweit durch Rechtsverordnung nicht etwas anderes bestimmt ist. 
Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn dies in zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen, durch ein Gesetz oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist. 
 
 
 
 
(2)  
Die Bundesagentur für Arbeit kann der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
zur Ausübung einer Beschäftigung nach § 18 oder einer Blauen Karte EU nach 
§ 19a zustimmen, wenn  
 
1. a) sich durch die Beschäftigung von Ausländern nachteilige Auswirkungen 
auf den Arbeitsmarkt, insbesondere hinsichtlich der Beschäftigungsstruktur, 
der Regionen und der Wirtschaftszweige, nicht ergeben und 
b) für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen 
hinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind oder andere 
Ausländer, die nach dem Recht der Europäischen Union einen Anspruch auf 
vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur Verfügung stehen 
oder 
 
2. sie durch Prüfung nach Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b für einzelne 
Berufsgruppen oder für einzelne Wirtschaftszweige festgestellt hat, dass die 
Besetzung der offenen Stellen mit ausländischen Bewerbern arbeitsmarkt- 
und integrationspolitisch verantwortbar ist, 
 
 
 
 
 
und der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als 

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung 
setzt die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit voraus, es sei denn, die 
Zustimmung ist kraft Gesetzes, auf Grund der Beschäftigungsverordnung oder 
Bestimmung in einer zwischenstaatlichen Vereinbarung nicht erforderlich. Die 
Voraussetzungen für die Erteilung der Zustimmung durch die Bundesagentur 
für Arbeit sind in diesem Abschnitt und in der Beschäftigungsverordnung 
geregelt. 
 
(2) 
Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch 
eine Fachkraft gemäß §§ 18a und 18b zustimmen,  
 
1. wenn der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als 
vergleichbare deutsche inländische Arbeitnehmer beschäftigt wird, 
 
2. wenn der Ausländer eine Beschäftigung als Fachkraft ausüben wird, zu der 
seine Qualifikation befähigt, und,  
 
3. sofern die Beschäftigungsverordnung solche vorsieht, wenn nähere 
Voraussetzungen in Bezug auf die Ausübung der Beschäftigung vorliegen. 
 
Die Zustimmung wird ohne Vorrangprüfung im Sinne des Absatzes 3 Nummer 
3 erteilt, es sei denn, die Beschäftigungsverordnung  bestimmt, dass die 
Zustimmung zusätzlich zu den Voraussetzungen nach Satz 1 in Abhängigkeit 
vom Ausgang der Vorrangprüfung im Sinne des Absatzes 3 Nummer 3 erteilt 
wird. 
 
(3) 
Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch 
einen Ausländer unabhängig von der Qualifikation als Fachkraft zustimmen, 
wenn  
 
1. der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare 
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vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt wird. Für die Beschäftigung 
stehen deutsche Arbeitnehmer und diesen gleichgestellte Ausländer auch 
dann zur Verfügung, wenn sie nur mit Förderung der Agentur für Arbeit 
vermittelt werden können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Arbeitgeber, bei dem ein Ausländer beschäftigt werden soll oder 
beschäftigt ist, der dafür eine Zustimmung benötigt oder erhalten hat, hat der 
Bundesagentur für Arbeit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und 
sonstige Arbeitsbedingungen zu erteilen. 
 
 
(3)  
Absatz 2 gilt auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen Zwecken nach den 
Abschnitten 3, 5 oder 7 eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zur 
Ausübung einer Beschäftigung erforderlich ist. 
 
(4)  
Die Zustimmung kann die Dauer und die berufliche Tätigkeit festlegen sowie 
die Beschäftigung auf bestimmte Betriebe oder Bezirke beschränken. 
 
(5)  
Die Bundesagentur für Arbeit kann der Erteilung einer 
Niederlassungserlaubnis nach § 19 zustimmen, wenn sich durch die 
Beschäftigung des Ausländers nachteilige Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
nicht ergeben. 

deutsche inländische Arbeitnehmer beschäftigt wird, 
 
2. die durch die Beschäftigungsverordnung geregelten Voraussetzungen für 
die Zustimmung in Bezug auf die Ausübung der Beschäftigung vorliegen und 
 
3. für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen 
hinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, oder andere 
Ausländer, die nach dem Recht der Europäischen Union einen Anspruch auf 
vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur Verfügung stehen 
(Vorrangprüfung), soweit diese Prüfung durch die Beschäftigungsverordnung 
oder Gesetz vorgesehen ist. 
 
(4) 
Für die Erteilung der Zustimmung hat der Arbeitgeber der Bundesagentur für 
Arbeit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige 
Arbeitsbedingungen zu erteilen. Auf Aufforderung durch die Bundesagentur 
für Arbeit hat der Arbeitgeber eine Auskunft nach Satz 1 innerhalb eines 
Monats zu erteilen. 
 
(5) 
Absatz 3 gilt auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen Zwecken nach den 
Abschnitten 3, 5 oder 7 eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zur 
Ausübung einer Beschäftigung erforderlich ist. 
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(6)  
Die Absätze 2 und 4 gelten für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck 
der Saisonbeschäftigung entsprechend. Im Übrigen sind die für die 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit geltenden Rechtsvorschriften auf 
die Arbeitserlaubnis anzuwenden, soweit durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. Die Bundesagentur für Arbeit 
kann für die Zustimmung zur Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zweck der 
Saisonbeschäftigung und für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck 
der Saisonbeschäftigung am Bedarf orientierte Zulassungszahlen festlegen. 

(6) 
Absatz 3 gilt für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck der 
Saisonbeschäftigung entsprechend. Im Übrigen sind die für die Zustimmung 
der Bundes-agentur für Arbeit geltenden Rechtsvorschriften auf die 
Arbeitserlaubnis anzuwenden, soweit durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist. Die Bundesagentur für Arbeit kann für die 
Zustimmung zur Erteilung eines Aufenthaltstitels zum Zweck der 
Saisonbeschäftigung und für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck 
der Saisonbeschäftigung am Bedarf orientierte Zulassungszahlen festlegen. 

§ 40 Versagungsgründe 
 
(3)  
Die Zustimmung zur Erteilung einer ICT-Karte nach § 19b oder einer Mobiler-
ICT-Karte nach § 19d kann versagt werden, wenn 
(…) 
 
5. das Unternehmen, dem der Ausländer angehört, oder die aufnehmende 
Niederlassung keine Geschäftstätigkeit ausübt oder  
 
6. durch die Präsenz des unternehmensintern transferierten Arbeitnehmers 
eine Einflussnahme auf arbeitsrechtliche oder betriebliche 
Auseinandersetzungen oder Verhandlungen bezweckt oder bewirkt wird. 

§ 40 Versagungsgründe 
 
(3)  
Die Zustimmung zur Erteilung kann darüber hinaus versagt werden, wenn 
 
(…) 
 
5. das Unternehmen, dem der Ausländer angehört, oder die aufnehmende 
Niederlassung keine Geschäftstätigkeit ausübt oder,  
 
6. durch die Präsenz des unternehmensintern transferierten Arbeitnehmers 
eine Einflussnahme auf arbeitsrechtliche oder betriebliche 
Auseinandersetzungen oder Verhandlungen bezweckt oder bewirkt wird oder 
 
7. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung hauptsächlich zu 
dem Zweck gegründet wurde, die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern 
zum Zweck der Beschäftigung zu erleichtern; das Gleiche gilt, wenn das 
Arbeitsverhältnis hauptsächlich zu diesem Zweck begründet wurde. 

§ 42 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht 
 
(1)  
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Folgendes bestimmen:  
 

§ 42 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht 
 
(1) 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates Folgendes bestimmen: 
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1. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit (§ 
17 Satz 1, § 17a Absatz 1 Satz 3, § 17b Absatz 1, § 18 Abs. 2 Satz 1, § 18d 
Absatz 1, § 19 Abs. 1, § 19a Absatz 1 Nummer 2, § 19b Absatz 2, § 19d Absatz 
2) nicht erforderlich ist, 
 
2. Berufsgruppen, bei denen nach Maßgabe des § 18 eine Beschäftigung 
ausländischer Erwerbstätiger zugelassen werden kann, und erforderlichenfalls 
nähere Voraussetzungen für deren Zulassung auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt, 
 
3. Ausnahmen für Angehörige bestimmter Staaten, 
 
4. Tätigkeiten, die für die Durchführung dieses Gesetzes stets oder unter 
bestimmten Voraussetzungen nicht als Beschäftigung anzusehen sind. 
 
(2)  
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates Folgendes bestimmen:  
 
1. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung der Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit; dabei kann auch ein alternatives Verfahren zur 
Vorrangprüfung geregelt werden, 
 
2. Einzelheiten über die zeitliche, betriebliche, berufliche und regionale 
Beschränkung der Zustimmung nach § 39 Abs. 4, 
 
3. Ausnahmen, in denen eine Zustimmung abweichend von § 39 Abs. 2 erteilt 
werden darf, 
 
4. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
nach § 4 Abs. 2 Satz 3 nicht erforderlich ist, 
 
5. Fälle, in denen geduldeten Ausländern abweichend von § 4 Abs. 3 Satz 1 

1. Beschäftigungen, für die eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
nach § 4a Absatz 2 Satz 1, § 16a Absatz 1 Satz 1, § 16d, § 16e Absatz 1 Satz 1 
und § 18 Absatz 2 Nummer 2 nicht erforderlich ist, 
 
 
2. Beschäftigungen, bei denen nach Maßgabe von Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 
eine Beschäftigung ausländischer Erwerbstätiger zugelassen werden kann, 
und erforderlichenfalls nähere Voraussetzungen für deren Zulassung auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt, 
 
3. Ausnahmen für Angehörige bestimmter Staaten, 
 
4. Tätigkeiten, die für die Durchführung dieses Gesetzes stets oder unter 
bestimmten Voraussetzungen nicht als Beschäftigung anzusehen sind, 
 
 
 
 
 
5. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung der Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit; dabei kann auch ein alternatives Verfahren zur 
Vorrangprüfung geregelt werden, 
 
6. Einzelheiten über die zeitliche, betriebliche, berufliche und regionale 
Beschränkung der Zustimmung, 
 
7. Fälle nach § 39 Absatz 2 und 3, in denen für eine Zustimmung eine 
Vorrangprüfung durchgeführt wird, 
 
 
 
 
8. Fälle, in denen Ausländern, die im Besitz einer Duldung sind, nach § 4a 
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eine Beschäftigung erlaubt werden kann, 
 
6. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung einer Arbeitserlaubnis 
zum Zweck der Saisonbeschäftigung an Staatsangehörige der in Anhang II zu 
der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 genannten Staaten. 
 
 
 
 
 
 
 
§ 19a Blaue Karte EU 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch 
Rechtsverordnung Folgendes bestimmen: 
(…) 
3. Berufe, in denen für Angehörige bestimmter Staaten die Erteilung einer 
Blauen Karte EU zu versagen ist, weil im Herkunftsland ein Mangel an 
qualifizierten Arbeitnehmern zu diesen Berufsgruppen besteht. (…) 
 
(3)  
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur für 
Arbeit zur Durchführung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der hierzu 
erlassenen Rechtsverordnungen sowie der von der Europäischen Union 
erlassenen Bestimmungen über den Zugang zum Arbeitsmarkt und der 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen über die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern Weisungen erteilen. 

Absatz 4 eine Beschäftigung erlaubt werden kann, 
 
9. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung einer Arbeitserlaubnis 
zum Zweck der Saisonbeschäftigung an Staatsangehörige der in Anhang II zu 
der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 genannten Staaten, 
 
10. Bezirke der Bundesagentur für Arbeit sowie Berufe, in denen die 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit für die Beschäftigung von 
Fachkräften nach § 39 Absatz 2 einer Vorrangprüfung bedarf, 
 
11. Beschäftigungen und Bedingungen, zu denen eine Zustimmung der 
Bundesagentur für Arbeit für eine qualifizierte Beschäftigung nach § 19c 
Absatz 2 unabhängig von der Qualifikation als Fachkraft erteilt werden kann 
und 
 
12. Berufe, in denen für Angehörige bestimmter Staaten die Erteilung einer 
Blauen Karte EU zu versagen ist, weil im Herkunftsland ein Mangel an 
qualifizierten Arbeitnehmern in diesen Berufsgruppen besteht. 
 
 
(2) 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur für 
Arbeit zur Durchführung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der hierzu 
erlassenen Rechtsverordnungen sowie der von der Europäischen Union 
erlassenen Bestimmungen über den Zugang zum Arbeitsmarkt und der 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen über die Beschäftigung von 
Arbeitnehmern Weisungen erteilen. 

§ 44 Berechtigung zur Teilnahme an einem Integrationskurs 
 
(1)  
Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integrationskurs hat 
ein Ausländer, der sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhält, wenn ihm  
 

§ 44 Berechtigung zur Teilnahme an einem Integrationskurs 
 
(1)  
Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integrationskurs hat 
ein Ausländer, der sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhält, wenn ihm  
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1.erstmals eine Aufenthaltserlaubnis 
 
a)zu Erwerbszwecken (§§ 18, 21), 
 
(…) 

1.erstmals eine Aufenthaltserlaubnis 
 
a)zu Erwerbszwecken (§§ 18a bis 18d und 19c), 
 
(…) 

§ 48 Ausweisrechtliche Pflichten 
 
(1)  
(…) Die Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 1 gilt auch, wenn ein deutscher 
Staatsangehöriger zugleich eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,  
ihm die Ausreise nach § 10 Absatz 1 des Passgesetzes untersagt worden ist  
 
und die Vorlage, Aushändigung und vorübergehende Überlassung des 
ausländischen Passes oder Passersatzes zur Durchführung oder Sicherung des 
Ausreiseverbots erforderlich sind. 

§ 48 Ausweisrechtliche Pflichten 
 
(1)  
(…) Die Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 1 gilt auch, wenn ein deutscher 
Staatsangehöriger zugleich eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt,  
die Voraussetzungen für eine Untersagung der Ausreise nach § 10 Abs. 1 des 
Passgesetzes vorliegen  
und die Vorlage, Aushändigung und vorübergehende Überlassung des 
ausländischen Passes oder Passersatzes zur Durchführung oder Sicherung des 
Ausreiseverbots erforderlich sind. 

§ 51 Beendigung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts; Fortgeltung von 
Beschränkungen 
 
(…) 
(1a)  
Die Gültigkeit einer nach § 19b erteilten ICT-Karte erlischt nicht nach Absatz 1 
Nummer 6 und 7, wenn der Ausländer von der in der Richtlinie 2014/66/EU 
vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch macht, einen Teil des 
unternehmensinternen Transfers in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchzuführen. Die Gültigkeit einer nach § 16 oder § 20 
erteilten Aufenthaltserlaubnis erlischt nicht nach Absatz 1 Nummer 6 und 7, 
wenn der Ausländer von der in der Richtlinie (EU) 2016/801 vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch macht, einen Teil des Studiums oder des 
Forschungsvorhabens in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union durchzuführen. 

§ 51 Beendigung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts; Fortgeltung von 
Beschränkungen 
 
(…) 
(1a)  
Die Gültigkeit einer nach § 19 erteilten ICT-Karte erlischt nicht nach Absatz 1 
Nummer 6 und 7, wenn der Ausländer von der in der Richtlinie 2014/66/EU 
vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch macht, einen Teil des 
unternehmensinternen Transfers in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchzuführen. Die Gültigkeit einer nach § 16b oder § 
18d erteilten Aufenthaltserlaubnis erlischt nicht nach Absatz 1 Nummer 6 und 
7, wenn der Ausländer von der in der Richtlinie (EU) 2016/801 vorgesehenen 
Möglichkeit Gebrauch macht, einen Teil des Studiums oder des 
Forschungsvorhabens in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union durchzuführen. 

§ 52 Widerruf 
 
(…) 

§ 52 Widerruf 
 
(…) 
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(2a)  
Eine nach § 19b erteilte ICT-Karte, eine nach § 19d erteilte Mobiler-ICT-Karte 
oder ein Aufenthaltstitel zum Zweck des Familiennachzugs zu einem Inhaber 
einer ICT-Karte oder Mobiler-ICT-Karte kann widerrufen werden, wenn der 
Ausländer  
(…). 
 
(3)  
Eine nach § 16 Absatz 1, 6 oder 9 zum Zweck des Studiums erteilte 
Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen werden, wenn  
 
1. der Ausländer ohne die erforderliche Erlaubnis eine Erwerbstätigkeit 
ausübt, 
 
2. der Ausländer unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Studiendauer 
an der betreffenden Hochschule im jeweiligen Studiengang und seiner 
individuellen Situation keine ausreichenden Studienfortschritte macht oder 
 
3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter denen ihm 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16 Absatz 1, 6 oder 9 erteilt werden könnte. 
Zur Prüfung der Voraussetzungen von Satz 1 Nummer 2 kann die 
Ausbildungseinrichtung beteiligt werden. 
 
(4)  
Eine nach § 20 oder § 20b erteilte Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen 
werden, wenn  
 
1. die Forschungseinrichtung, mit welcher der Ausländer eine 
Aufnahmevereinbarung abgeschlossen hat, ihre Anerkennung verliert, sofern 
er an einer Handlung beteiligt war, die zum Verlust der Anerkennung geführt 
hat, 
 
2. der Ausländer bei der Forschungseinrichtung keine Forschung mehr 

(2a)  
Eine nach § 19 erteilte ICT-Karte, eine nach § 19b erteilte Mobiler-ICT-Karte 
oder ein Aufenthaltstitel zum Zweck des Familiennachzugs zu einem Inhaber 
einer ICT-Karte oder Mobiler-ICT-Karte kann widerrufen werden, wenn der 
Ausländer  
(…). 
 
(3)  
Eine nach § 16b Absatz 1, 5 oder 7 zum Zweck des Studiums erteilte 
Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen werden, wenn  
 
1. der Ausländer ohne die erforderliche Erlaubnis eine Erwerbstätigkeit 
ausübt, 
 
2. der Ausländer unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Studiendauer 
an der betreffenden Hochschule im jeweiligen Studiengang und seiner 
individuellen Situation keine ausreichenden Studienfortschritte macht oder 
 
3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter denen ihm 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Absatz 1, 5 oder 7 erteilt werden 
könnte. Zur Prüfung der Voraussetzungen von Satz 1 Nummer 2 kann die 
Ausbildungseinrichtung beteiligt werden. 
 
(4)  
Eine nach § 18d oder § 18f erteilte Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen 
werden, wenn  
 
1. die Forschungseinrichtung, mit welcher der Ausländer eine 
Aufnahmevereinbarung abgeschlossen hat, ihre Anerkennung verliert, sofern 
er an einer Handlung beteiligt war, die zum Verlust der Anerkennung geführt 
hat, 
 
2. der Ausländer bei der Forschungseinrichtung keine Forschung mehr 
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betreibt oder betreiben darf oder 
 
3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter denen ihm 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 20 oder § 20b erteilt werden könnte oder 
eine Aufnahmevereinbarung mit ihm abgeschlossen werden dürfte. 
 
(4a)  
Eine nach § 17b oder § 18d erteilte Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen 
werden, wenn der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter 
denen ihm die Aufenthaltserlaubnis erteilt werden könnte. 

betreibt oder betreiben darf oder 
 
3. der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter denen ihm 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18d oder § 18f erteilt werden könnte oder 
eine Aufnahmevereinbarung mit ihm abgeschlossen werden dürfte. 
 
(4a)  
Eine nach § 16e oder § 19e erteilte Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen 
werden, wenn der Ausländer nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter 
denen ihm die Aufenthaltserlaubnis erteilt werden könnte. 

§ 57 Zurückschiebung 
 
(1)  
Ein Ausländer, der in Verbindung mit der unerlaubten Einreise über eine 
Grenze im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 
(Außengrenze) aufgegriffen wird, soll zurückgeschoben werden. 

§ 57 Zurückschiebung 
 
(1)  
Ein Ausländer, der in Verbindung mit der unerlaubten Einreise über eine 
Grenze im Sinne des Artikels 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) Nr. 2016/399 
(Außengrenze) aufgegriffen wird, soll zurückgeschoben werden. 

§ 59 Androhung der Abschiebung 
 
(8)  
Ausländer, die ohne die nach § 4 Absatz 3 erforderliche Berechtigung zur 
Erwerbstätigkeit beschäftigt waren, sind vor der Abschiebung über die Rechte 
nach Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 13 der Richtlinie 2009/52/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 über 
Mindeststandards für Sanktionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die 
Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen (ABl. L 168 
vom 30.6.2009, S. 24), zu unterrichten. 

§ 59 Androhung der Abschiebung 
 
(8)  
Ausländer, die ohne die nach § 4a Absatz 5 erforderliche Berechtigung zur 
Erwerbstätigkeit beschäftigt waren, sind vor der Abschiebung über die Rechte 
nach Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 13 der Richtlinie 2009/52/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 über 
Mindeststandards für Sanktionen und Maßnahmen gegen Arbeitgeber, die 
Drittstaatsangehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt beschäftigen (ABl. L 168 
vom 30.6.2009, S. 24), zu unterrichten. 

§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung)  
(…) 
(2) Die Abschiebung eines Ausländers ist auszusetzen, solange die 
Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und 
keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die Abschiebung eines Ausländers ist 
auch auszusetzen, wenn seine vorübergehende Anwesenheit im 
Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens von der 

§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) 
(…) 
(2) Die Abschiebung eines Ausländers ist auszusetzen, solange die 
Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und 
keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die Abschiebung eines Ausländers ist 
auch auszusetzen, wenn seine vorübergehende Anwesenheit im 
Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens von der 
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Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil 
ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre. Einem 
Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre 
oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine 
vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. Eine 
Duldung wegen dringender persönlicher Gründe im Sinne von Satz 3 ist zu 
erteilen, wenn der Ausländer eine qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in 
Deutschland aufnimmt oder aufgenommen hat, die Voraussetzungen nach 
Absatz 6 nicht vorliegen und konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen. In den Fällen nach Satz 4 wird die 
Duldung für die im Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer der 
Berufsausbildung erteilt. Eine Duldung nach Satz 4 wird nicht erteilt und eine 
nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn der Ausländer wegen einer im 
Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei 
Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen 
wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur 
von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Betracht 
bleiben. Wird die Ausbildung nicht betrieben oder abgebrochen, ist der 
Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dies unverzüglich, in der Regel innerhalb 
einer Woche, der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind neben den mitzuteilenden Tatsachen und dem Zeitpunkt 
ihres Eintritts die Namen, Vornamen und die Staatsangehörigkeit des 
Ausländers anzugeben. Die nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn die 
Ausbildung nicht mehr betrieben oder abgebrochen wird. Wird das 
Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird dem 
Ausländer einmalig eine Duldung für sechs Monate zum Zweck der Suche 
nach einer weiteren Ausbildungsstelle zur Aufnahme einer Berufsausbildung 
nach Satz 4 erteilt. Eine nach Satz 4 erteilte Duldung wird für sechs Monate 
zum Zweck der Suche nach einer der erworbenen beruflichen Qualifikation 
entsprechenden Beschäftigung verlängert, wenn nach erfolgreichem 
Abschluss der Berufsausbildung, für die die Duldung erteilt wurde, eine 
Weiterbeschäftigung im Ausbildungsbetrieb nicht erfolgt; die zur 

Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil 
ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre. Einem 
Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre 
oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine 
vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. Eine 
Duldung wegen dringender persönlicher Gründe im Sinne von Satz 3 ist zu 
erteilen, wenn der Ausländer eine qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in 
Deutschland aufnimmt oder aufgenommen hat, die Voraussetzungen nach 
Absatz 6 nicht vorliegen und konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen. In den Fällen nach Satz 4 wird die 
Duldung für die im Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer der 
Berufsausbildung erteilt. Eine Duldung nach Satz 4 wird nicht erteilt und eine 
nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn der Ausländer wegen einer im 
Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei 
Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen 
wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur 
von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Betracht 
bleiben. Wird die Ausbildung nicht betrieben oder abgebrochen, ist der 
Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dies unverzüglich, in der Regel innerhalb 
einer Woche, der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind neben den mitzuteilenden Tatsachen und dem Zeitpunkt ihres 
Eintritts die Namen, Vornamen und die Staatsangehörigkeit des Ausländers 
anzugeben. Die nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn die Ausbildung 
nicht mehr betrieben oder abgebrochen wird. Wird das Ausbildungsverhältnis 
vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird dem Ausländer einmalig eine 
Duldung für sechs Monate zum Zweck der Suche nach einer weiteren 
Ausbildungsstelle zur Aufnahme einer Berufsausbildung nach Satz 4 erteilt. 
Eine nach Satz 4 erteilte Duldung wird für sechs Monate zum Zweck der Suche 
nach einer der erworbenen beruflichen Qualifikation entsprechenden 
Beschäftigung verlängert, wenn nach erfolgreichem Abschluss der 
Berufsausbildung, für die die Duldung erteilt wurde, eine Weiterbeschäftigung 
im Ausbildungsbetrieb nicht erfolgt; die zur Arbeitsplatzsuche erteilte 
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Arbeitsplatzsuche erteilte Duldung darf für diesen Zweck nicht verlängert 
werden. § 60a bleibt im Übrigen unberührt. Soweit die Beurkundung der 
Anerkennung einer Vaterschaft oder der Zustimmung der Mutter für die 
Durchführung eines Verfahrens nach § 85a ausgesetzt wird, wird die 
Abschiebung des ausländischen Anerkennenden, der ausländischen Mutter 
oder des ausländischen Kindes ausgesetzt, solange das Verfahren nach § 85a 
nicht durch vollziehbare Entscheidung abgeschlossen ist. 
 
(…) 
(6) Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn  
1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, 
2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die er selbst zu 
vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder 
3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des 
Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag 
abgelehnt wurde. 
Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 
insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 
über seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche 
Angaben selbst herbeiführt. 

Duldung darf für diesen Zweck nicht verlängert werden. § 60a bleibt im 
Übrigen unberührt. Soweit die Beurkundung der Anerkennung einer 
Vaterschaft oder der Zustimmung der Mutter für die Durchführung eines 
Verfahrens nach § 85a ausgesetzt wird, wird die Abschiebung des 
ausländischen Anerkennenden, der ausländischen Mutter oder des 
ausländischen Kindes ausgesetzt, solange das Verfahren nach § 85a nicht 
durch vollziehbare Entscheidung abgeschlossen ist. 
 
(…) 
(6) Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, ist die Erwerbstätigkeit und die 
Aufnahme oder Fortführung einer Berufsausbildung, die vorwiegend in 
fachtheoretischer Form durchgeführt wird, zu untersagen, wenn  
1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, 
2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die er selbst zu 
vertreten hat, nicht vollzogen werden können, oder 
3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des 
Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag 
abgelehnt oder zurückgenommen oder ein Asylantrag nicht gestellt wurde. 
Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 
insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung 
über seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche 
Angaben selbst herbeiführt. 
(7) Auf Duldungen nach § 60a Absatz 2 Satz 4, die bis zum [einsetzen: Datum 
des Tages vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] erteilt wurden, gilt § 60a Absatz 
6 in der bis zu diesem Tag geltenden Fassung fort. 

§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung)  
(…) 
(2) Die Abschiebung eines Ausländers ist auszusetzen, solange die 
Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und 
keine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Die Abschiebung eines Ausländers ist 
auch auszusetzen, wenn seine vorübergehende Anwesenheit im 
Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens von der 

§ 60b Ausbildungsduldung 
(1) Eine Duldung im Sinne von § 60a Absatz 2 Satz 3 ist zu erteilen, wenn der 
Ausländer in Deutschland 
1. als Asylbewerber erlaubt eine  
a) qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder 
vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf aufgenommen hat oder 
b) eine Assistenz- oder Helferausbildung in einem staatlich anerkannten oder 



Stand: 26. November 2018 

61 
 

Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil 
ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre. Einem 
Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre 
oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine 
vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. Eine 
Duldung wegen dringender persönlicher Gründe im Sinne von Satz 3 ist zu 
erteilen, wenn der Ausländer eine qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in 
Deutschland aufnimmt oder aufgenommen hat, die Voraussetzungen nach 
Absatz 6 nicht vorliegen und konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen. In den Fällen nach Satz 4 wird die 
Duldung für die im Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer der 
Berufsausbildung erteilt. Eine Duldung nach Satz 4 wird nicht erteilt und eine 
nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn der Ausländer wegen einer im 
Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei 
Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen 
wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur 
von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Betracht 
bleiben. Wird die Ausbildung nicht betrieben oder abgebrochen, ist der 
Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dies unverzüglich, in der Regel innerhalb 
einer Woche, der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich mitzuteilen. In 
der Mitteilung sind neben den mitzuteilenden Tatsachen und dem Zeitpunkt 
ihres Eintritts die Namen, Vornamen und die Staatsangehörigkeit des 
Ausländers anzugeben. Die nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn die 
Ausbildung nicht mehr betrieben oder abgebrochen wird. Wird das 
Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird dem 
Ausländer einmalig eine Duldung für sechs Monate zum Zweck der Suche 
nach einer weiteren Ausbildungsstelle zur Aufnahme einer Berufsausbildung 
nach Satz 4 erteilt. Eine nach Satz 4 erteilte Duldung wird für sechs Monate 
zum Zweck der Suche nach einer der erworbenen beruflichen Qualifikation 
entsprechenden Beschäftigung verlängert, wenn nach erfolgreichem 
Abschluss der Berufsausbildung, für die die Duldung erteilt wurde, eine 
Weiterbeschäftigung im Ausbildungsbetrieb nicht erfolgt; die zur 

vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf aufgenommen hat, an die eine 
qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder 
vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf, für den die Bundesagentur für 
Arbeit einen Engpass festgestellt hat, anschlussfähig ist und dazu eine 
Ausbildungsplatzzusage vorliegt 
und nach Ablehnung des Asylantrags diese Berufsausbildung fortsetzen 
möchte oder 
2. im Besitz einer Duldung nach § 60a ist und eine in Nummer 1 genannte 
Berufsausbildung aufnimmt. 
In Ausnahmefällen kann die Ausbildungsduldung versagt werden. Im Fall des 
Satzes 1 ist die Beschäftigungserlaubnis zu erteilen. 
(2) Die Ausbildungsduldung wird nicht erteilt, wenn 
1. ein Ausschlussgrund nach § 60a Absatz 6 vorliegt, 
2. im Fall von Absatz 1 Nummer 2 der Ausländer bei Antragstellung noch nicht 
sechs Monate im Besitz einer Duldung ist, 
3. die Identität nicht geklärt ist  
a) bei Einreise in das Bundesgebiet bis zum 31. Dezember 2016 bis zur 
Beantragung der Ausbildungsduldung, oder 
b) bei Einreise in das Bundesgebiet ab dem 1. Januar 2017 und vor dem 
[einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens dieses Gesetzes] bis zur 
Beantragung der Ausbildungsduldung, spätestens jedoch bis zum [einsetzen: 
Datum des letzten Tages des auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden 
fünften Monats], oder 
c) bei Einreise in das Bundesgebiet nach dem [einsetzen: Datum des Tages vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes] innerhalb der ersten sechs Monate nach der 
Einreise; 
die Frist gilt als gewahrt, wenn der Ausländer innerhalb der in den Buchstaben 
a bis c genannten Frist alle erforderlichen und ihm zumutbaren Maßnahmen 
für die Identitätsklärung ergriffen hat und die Identität erst nach dieser Frist 
geklärt werden kann, ohne dass der Ausländer dies zu vertreten hat, 
4. ein Ausschlussgrund nach § 19d Absatz 1 Nummer 6 und 7 vorliegt oder  
5. im Fall von Absatz 1 Nummer 2 zum Zeitpunkt der Antragstellung konkrete 
Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen; konkrete Maßnahmen 



Stand: 26. November 2018 

62 
 

Arbeitsplatzsuche erteilte Duldung darf für diesen Zweck nicht verlängert 
werden. § 60a bleibt im Übrigen unberührt. Soweit die Beurkundung der 
Anerkennung einer Vaterschaft oder der Zustimmung der Mutter für die 
Durchführung eines Verfahrens nach § 85a ausgesetzt wird, wird die 
Abschiebung des ausländischen Anerkennenden, der ausländischen Mutter 
oder des ausländischen Kindes ausgesetzt, solange das Verfahren nach § 85a 
nicht durch vollziehbare Entscheidung abgeschlossen ist. 
 

zur Aufenthaltsbeendigung stehen insbesondere bevor, wenn 
a) eine ärztliche Untersuchung zur Feststellung der Reisefähigkeit veranlasst 
wurde,  
b) der Ausländer einen Antrag zur Förderung mit staatlichen Mitteln einer 
freiwilligen Ausreise gestellt hat, 
c) die Buchung von Transportmitteln für die Abschiebung eingeleitet wurde, 
d) vergleichbar konkrete Vorbereitungsmaßnahmen zur Abschiebung des 
Ausländers eingeleitet wurden, es sei denn, es ist von vornherein absehbar, 
dass diese nicht zum Erfolg führen, oder 
e) ein Verfahren zur Überstellung nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 eingeleitet wurde. 
(3) Die Ausbildungsduldung wird für die im Ausbildungsvertrag bestimmte 
Dauer der Berufsausbildung erteilt. Die Ausbildungsduldung nach Absatz 1 
Nummer 2 wird frühestens sechs Monate vor Beginn der Berufsausbildung 
erteilt, wenn zu diesem Zeitpunkt der Ausbildungsvertrag in das Verzeichnis 
der Berufsausbildungsverhält-nisse gemäß § 34 des Berufsbildungsgesetzes 
eingetragen ist oder der Ausbildungsvertrag mit einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Ausbildungseinrichtung geschlossen wurde oder die 
Zustimmung einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Ausbildungseinrichtung zu dem Ausbildungsvertrag vorliegt. 
(4) Die Ausbildungsduldung erlischt, wenn ein Ausschlussgrund nach § 19d 
Absatz 1 Nummer 6 oder 7 eintritt oder die Ausbildung nicht mehr betrieben 
oder abgebrochen wird. 
(5) Wird die Ausbildung nicht betrieben oder abgebrochen, ist der 
Ausbildungsbetrieb oder in Fällen der vorwiegend fachtheoretischen 
Berufsausbildung der Bildungsträger verpflichtet, dies unverzüglich, in der 
Regel innerhalb einer Woche, der zuständigen Ausländerbehörde schriftlich 
oder elektronisch mitzuteilen. In der Mitteilung sind neben den 
mitzuteilenden Tatsachen und dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, 
Vornamen und die Staatsangehörigkeit des Ausländers anzugeben.  
(6) Wird das Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird 
dem Ausländer einmalig eine Duldung für sechs Monate zum Zweck der Suche 
nach einer weiteren Ausbildungsstelle zur Aufnahme einer Berufsausbildung 
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nach Absatz 1 erteilt. Die Duldung wird für sechs Monate zum Zweck der 
Suche nach einer der erworbenen beruflichen Qualifikation entsprechenden 
Beschäftigung verlängert, wenn nach erfolgreichem Abschluss der 
Berufsausbildung, für die die Duldung erteilt wurde, eine Weiterbeschäftigung 
im Ausbildungsbetrieb nicht erfolgt; die zur Arbeitsplatzsuche erteilte 
Duldung darf für diesen Zweck nicht verlängert werden. § 60a bleibt im 
Übrigen unberührt. 
(7) Der Besitz einer Duldung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sowie der 
Vorbesitz einer Duldung nach Absatz 2 Nummer 2 nicht erforderlich für 
Anträge vor dem 2. Oktober 2020, wenn die Einreise in das Bundesgebiet bis 
zum 31. Dezember 2016 erfolgt ist. 
 

 § 60c Beschäftigungsduldung 
(1) Einem ausreisepflichtigen Ausländer und seinem Ehegatten ist in der Regel 
eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 für zwei Jahre zu erteilen, wenn 
1. ihre Identität geklärt ist 
a) bei Einreise in das Bundesgebiet bis zum 31. Dezember 2016 und am 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] vorliegenden 
Beschäftigungsverhältnis nach Absatz 1 Nummer 2 bis zur Beantragung der 
Beschäftigungsduldung oder 
b) bei Einreise in das Bundesgebiet bis zum 31. Dezember 2016 und am 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] nicht vorliegenden 
Beschäftigungsverhältnis nach Absatz 1 Nummer 2 bis zum [einsetzen: Datum 
des letzten Tages des auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden fünften 
Monats] oder 
c) bei Einreise in das Bundesgebiet zwischen dem 1. Januar 2017 und dem 
[einsetzen: Tag vor dem Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] spätestens 
bis zum [einsetzen: Datum des letzten Tages des auf das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes folgenden fünften Monats] oder  
d) bei Einreise in das Bundesgebiet ab dem [einsetzen: Datum des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes] innerhalb der ersten sechs Monate nach der 
Einreise; 
die Frist gilt als gewahrt, wenn der Ausländer innerhalb der in den Buchstaben 
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a bis d genannten Frist alle erforderlichen und ihm zumutbaren Maßnahmen 
für die Identitätsklärung ergriffen hat und die Identität erst nach dieser Frist 
geklärt werden kann, ohne dass der Ausländer dies zu vertreten hat, 
2. er seit mindestens zwölf Monaten im Besitz einer Duldung ist und seit 
mindestens 18 Monaten eine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit mit einer 
regelmäßigen Arbeitszeit von mindestens 35 Stunden pro Woche ausübt, 
3. sein Lebensunterhalt innerhalb der letzten zwölf Monate vor Beantragung 
der Beschäftigungsduldung vollständig gesichert war, 
4. er seinen Lebensunterhalt vollständig selbständig sichert, 
5. sie über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen, 
6. sie nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat 
verurteilt wurden, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen 
oder bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz 
oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, 
grundsätzlich außer Betracht bleiben, 
7. sie keine Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen 
haben und diese auch nicht unterstützen,  
8. für Kinder im schulpflichtigen Alter deren tatsächlicher Schulbesuch 
nachgewiesen wird und bei den Kindern keiner der in § 54 Absatz 2 Nummer 
1 bis 3 genannten Fälle vorliegt und 
9. sie einen Integrationskurs, zu dem sie verpflichtet wurden, erfolgreich 
abgeschlossen haben. 
(2) Den minderjährigen Kindern des Ausländers ist die Duldung für den 
gleichen Aufenthaltszeitraum zu erteilen. 
(3) Die nach Absatz 1 erteilte Duldung wird widerrufen, wenn eine der in 
Absatz 1 Nummer 1 bis 8 genannten Voraussetzungen nicht mehr erfüllt ist. 
Bei Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bleibt eine kurzfristige Unterbrechung, die der 
Ausländer nicht zu vertreten hat, unberücksichtigt. § 4a Absatz 5 Satz 3 
Nummer 3 und § 82 Absatz 6 gelten entsprechend. 

§ 69 Gebühren 
 
(1)  
Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz und 

§ 69 Gebühren 
 
(1)  
Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz und 
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den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
werden Gebühren und Auslagen erhoben. Die Gebührenfestsetzung kann 
auch mündlich erfolgen. Satz 1 gilt nicht für individuell zurechenbare 
öffentliche Leistungen der Bundesagentur für Arbeit nach den §§ 39 bis 42. § 
287 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Satz 1 gilt zudem 
nicht für das Mitteilungsverfahren im Zusammenhang mit der kurzfristigen 
Mobilität von Studenten nach § 16a, von unternehmensintern transferierten 
Arbeitnehmern nach § 19c und von Forschern nach § 20a. 

den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
werden Gebühren und Auslagen erhoben. Die Gebührenfestsetzung kann 
auch mündlich erfolgen. Satz 1 gilt nicht für individuell zurechenbare 
öffentliche Leistungen der Bundesagentur für Arbeit nach den §§ 39 bis 42. § 
287 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Satz 1 gilt zudem 
nicht für das Mitteilungsverfahren im Zusammenhang mit der kurzfristigen 
Mobilität von Studenten nach § 16c, von unternehmensintern transferierten 
Arbeitnehmern nach § 19a und von Forschern nach § 18e. 

§ 71 Zuständigkeit 
 
(1)  
Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach 
diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen 
Gesetzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Die Landesregierung oder 
die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass für einzelne Aufgaben nur 
eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind. 
 
 
 
 
 
 
(3)  
Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
beauftragten Behörden sind zuständig für 
(…) 
1a. Abschiebungen an der Grenze, sofern der Ausländer bei oder nach der 
unerlaubten Einreise über eine Grenze im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 562/2006 (Binnengrenze) aufgegriffen wird, (…) 

§ 71 Zuständigkeit 
 
(1)  
Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach 
diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen 
Gesetzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Die Landesregierung oder 
die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass für einzelne Aufgaben nur 
eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind. Die Länder 
richten jeweils mindestens eine zentrale Ausländerbehörde ein, die bei 
Visumanträgen nach § 6 Absatz 3 zu Zwecken nach §§ 16a, 16d, 17, 18a bis 
18d, 18f, 19, 19b, 19c und 20 die zuständige Ausländerbehörde ist und die 
nach Einreise zu einem dieser Zwecke die Ersterteilung der 
Aufenthaltserlaubnis vornimmt. 
 
(3)  
Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
beauftragten Behörden sind zuständig für 
(…) 
1a. Abschiebungen an der Grenze, sofern der Ausländer bei oder nach der 
unerlaubten Einreise über eine Grenze im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 2016/399 (Binnengrenze) aufgegriffen wird, (…) 

§ 71a Zuständigkeit und Unterrichtung 
 
(1)  
Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 

§ 71a Zuständigkeit und Unterrichtung 
 
(1)  
Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
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Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen des § 98 Abs. 2a und 3 Nr. 1 die 
Behörden der Zollverwaltung. Sie arbeiten bei der Verfolgung und Ahndung 
mit den in § 2 Abs. 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten 
Behörden zusammen. 
 
(2)  
Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten das Gewerbezentralregister 
über ihre einzutragenden rechtskräftigen Bußgeldbescheide nach § 98 Abs. 2a 
und 3 Nr. 1. Dies gilt nur, sofern die Geldbuße mehr als 200 Euro beträgt. 
 
 
(3)  
Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvollstreckungsbehörden sollen den 
Behörden der Zollverwaltung Erkenntnisse aus sonstigen Verfahren, die aus 
ihrer Sicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 98 Abs. 2a und 3 
Nr. 1 erforderlich sind, übermitteln, soweit nicht für die übermittelnde Stelle 
erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen des Betroffenen oder anderer 
Verfahrensbeteiligter an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen. Dabei 
ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. 

Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen des § 98 Absatz 2a Nummer 1 und 
Absatz 3 Nummer 1 die Behörden der Zollverwaltung. Sie arbeiten bei der 
Verfolgung und Ahndung mit den in § 2 Abs. 2 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes genannten Behörden zusammen. 
 
(2)  
Die Behörden der Zollverwaltung unterrichten das Gewerbezentralregister 
über ihre einzutragenden rechtskräftigen Bußgeldbescheide nach § 98  Absatz 
2a Nummer 1 und Absatz 3 Nummer 1 Dies gilt nur, sofern die Geldbuße 
mehr als 200 Euro beträgt. 
 
(3)  
Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvollstreckungsbehörden sollen den 
Behörden der Zollverwaltung Erkenntnisse aus sonstigen Verfahren, die aus 
ihrer Sicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 98  Absatz 2a 
Nummer 1 und Absatz 3 Nummer 1 erforderlich sind, übermitteln, soweit 
nicht für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen oder anderer Verfahrensbeteiligter an dem 
Ausschluss der Übermittlung überwiegen. Dabei ist zu berücksichtigen, wie 
gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. 

§ 72 Beteiligungserfordernisse 
 
(…) 
(7)  
Zur Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen der §§ 17a, 17b, 18, 18b, 19, 
19a, 19b, 19c und 19d kann die Ausländerbehörde die Bundesagentur für 
Arbeit auch dann beteiligen, wenn sie deren Zustimmung nicht bedarf. 
 

§ 72 Beteiligungserfordernisse 
 
(…) 
(7) 
Zur Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen der §§ 16d, 16e, 18a, 18b, 
19 bis 19c können die Ausländerbehörde, das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge sowie die Auslandsvertretung die Bundesagentur für Arbeit auch 
dann beteiligen, wenn sie deren Zustimmung nicht bedürfen. 

§ 73 Sonstige Beteiligungserfordernisse im Visumverfahren, im Registrier- und 
Asylverfahren und bei der Erteilung von Aufenthaltstiteln 
 

§ 73 Sonstige Beteiligungserfordernisse im Visumverfahren, im Registrier- und 
Asylverfahren und bei der Erteilung von Aufenthaltstiteln 
(…) 
 
(3c)  



Stand: 26. November 2018 

67 
 

In Fällen der Mobilität nach den §§ 16c, 18e und 19a ist auch das Bundes-amt 
für Migration und Flüchtlinge zu Übermittlungen nach Absatz 2 und die 
Sicherheitsbehörden zu Rückmeldungen nach Absatz 3 berechtigt. 

§ 75 Aufgaben 
 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat unbeschadet der Aufgaben 
nach anderen Gesetzen folgende Aufgaben:  
 
(…) 
5. 
Zusammenarbeit mit den Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union als Nationale Kontaktstelle und zuständige Behörde nach 
Artikel 27 der Richtlinie 2001/55/EG, Artikel 25 der Richtlinie 2003/109/EG, 
Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie 2009/50/EG, Artikel 26 der Richtlinie 
2014/66/EU und Artikel 37 der Richtlinie (EU) 2016/801 sowie für 
Mitteilungen nach § 51 Absatz 8a; 
 
 
 
 
(…) 
 
10.Anerkennung von Forschungseinrichtungen zum Abschluss von 
Aufnahmevereinbarungen nach § 20; hierbei wird das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge durch einen Beirat für Forschungsmigration 
unterstützt; 
 
(…) 

§ 75 Aufgaben 
 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat unbeschadet der Aufgaben 
nach anderen Gesetzen folgende Aufgaben:  
 
(…) 
5. 
Zusammenarbeit mit den Verwaltungsbehörden der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union als Nationale Kontaktstelle und zuständige Behörde nach 
Artikel 27 der Richtlinie 2001/55/EG, Artikel 25 der Richtlinie 2003/109/EG, 
Artikel 22 Absatz 1 der Richtlinie 2009/50/EG, Artikel 26 der Richtlinie 
2014/66/EU und Artikel 37 der Richtlinie (EU) 2016/801 sowie für 
Mitteilungen nach § 51 Absatz 8a; 
 
5a. Prüfung und Ablehnung der Mitteilungen nach § 16c Absatz 1, § 18e 
Absatz 1 und § 19a Absatz 1 
 
(…) 
 
10.Anerkennung von Forschungseinrichtungen zum Abschluss von 
Aufnahmevereinbarungen nach § 18d; hierbei wird das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge durch einen Beirat für Forschungsmigration 
unterstützt; 
 
(…) 

§ 80 Handlungsfähigkeit 
 
(1)  
Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen nach diesem Gesetz ist ein 
Ausländer, der volljährig ist, sofern er nicht nach Maßgabe des Bürgerlichen 

§ 80 Handlungsfähigkeit 
 
(1)  
Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen nach diesem Gesetz ist ein 
Ausländer, der volljährig ist, sofern er nicht nach Maßgabe des Bürgerlichen 
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Gesetzbuchs geschäftsunfähig oder in dieser Angelegenheit zu betreuen und 
einem Einwilligungsvorbehalt zu unterstellen wäre. 
 
§ 16 Abs. 10, § 17b Abs. 3, § 18e Abs. 3 

Gesetzbuchs geschäftsunfähig oder in dieser Angelegenheit zu betreuen und 
einem Einwilligungsvorbehalt zu unterstellen wäre. Sofern der Ausländer das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, müssen die zur Personensorge 
berechtigten Personen einem geplanten Aufenthalt nach Kapitel 2 
Abschnitten 3 und 4 zustimmen. 

 § 81a Beschleunigtes Fachkräfteverfahren 
 
(1) 
Arbeitgeber können bei der zentralen Ausländerbehörde nach § 71 Absatz 1 
Satz 3 in Vollmacht der Fachkraft ein beschleunigtes Fachkräfteverfahren 
beantragen. 
 
(2) 
Arbeitgeber und zentrale Ausländerbehörde schließen dazu eine 
Vereinbarung, die insbesondere umfasst: 
 
1. Kontaktdaten der Fachkraft, des Arbeitgebers und der Behörde, 
 
2. Bevollmächtigung des Arbeitgebers durch die Fachkraft, 
 
3. Mitwirkungspflicht der Fachkraft nach § 82 Absatz 1 Satz 1, 
 
4. von der Fachkraft vorzulegende Nachweise, 
 
5. Beschreibung der Abläufe einschließlich Beteiligter und Erledigungsfristen, 
 
6. Mitwirkungspflicht des Arbeitgebers nach § 4a Absatz 5 Sätze 4 und 5 und 
 
7. Folgen bei Nichteinhalten der Vereinbarung. 
 
(3) 
Im Rahmen des beschleunigten Fachkräfteverfahren obliegt es der zentralen 
Ausländerbehörde: 
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1. den Arbeitgeber zum Verfahren und den einzureichenden Nachweisen zu 
beraten; 
 
2. gegebenenfalls das Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit der 
beruflichen Qualifikation bei der zuständigen Anerkennungsstelle unter 
Hinweis auf das beschleunigte Fachkräfteverfahren einzuleiten. Ist die 
zuständige Anerkennungsstelle nicht amtsbekannt, erfolgt die Einleitung 
gegenüber der Zentralen Servicestelle für die Anerkennung ausländischer 
Berufsabschlüsse; 
 
3. gegebenenfalls die Eingangs- und Vollständigkeitsbestätigung der 
Anerkennungsstelle dem Arbeitgeber unverzüglich zur Kenntnis zu 
übersenden. Bei Anforderung weiterer Nachweise durch die 
Anerkennungsstelle und bei Entscheidung über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit der beruflichen Qualifikation ist der Arbeitgeber innerhalb 
von drei Werktagen ab Eingang zur Aushändigung und Besprechung des 
weiteren Ablaufs einzuladen; 
 
4. soweit erforderlich unter Hinweis auf das beschleunigte 
Fachkräfteverfahren die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit 
einzuholen; 
 
5. die zuständige Auslandsvertretung über die bevorstehende 
Visumsantragstellung durch die Fachkraft zu informieren und 
 
6. nach Vorliegen aller Voraussetzungen, der Visumserteilung unverzüglich 
vorab zuzustimmen. 
 
Stellt die Anerkennungsstelle durch Bescheid fest, dass die im Ausland 
erworbene Berufsqualifikation nicht gleichwertig ist, die Gleichwertigkeit aber 
durch eine Ausgleichs- oder Anpassungsmaßnahme erreicht werden kann, 
kann das Verfahren nach § 81a mit dem Ziel der Einreise zum Zweck des § 16d 
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fortgeführt werden. 
 
(4) 
Dieses Verfahren findet auch auf Ehegatten oder Lebenspartner und 
minderjährige, unverheiratete Kinder Anwendung, die gleichzeitig mit der 
Fachkraft einreisen. 
 
(5) 
Absätze 1 bis 4 gelten auch für sonstige qualifizierte Beschäftigte. 

§ 82 Mitwirkung des Ausländers 
 
(…) 
(6)  
Ausländer, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 18 oder 18a 
oder im Besitz einer Blauen Karte EU oder einer ICT-Karte sind, sind 
verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde mitzuteilen, wenn die 
Beschäftigung, für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet 
wird.  
 
Dies gilt nicht, wenn der Ausländer eine Beschäftigung aufnehmen darf, ohne 
einer Erlaubnis zu bedürfen, die nur mit einer Zustimmung nach § 39 Absatz 2 
erteilt werden kann. Der Ausländer ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels über 
seine Verpflichtung nach Satz 1 zu unterrichten. 

§ 82 Mitwirkung des Ausländers 
 
(…) 
(6)  
Ausländer, die im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt 3 
oder 4 sind,  
sind verpflichtet, der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von zwei 
Wochen mitzuteilen, wenn die Ausbildung, das Studium oder die 
Erwerbstätigkeit, für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, vorzeitig beendet 
wird.  
Dies gilt nicht, wenn der Ausländer eine Beschäftigung aufnehmen darf, ohne 
einer Erlaubnis zu bedürfen, die nur mit einer Zustimmung nach § 39 Absatz 2 
erteilt werden kann. Der Ausländer ist bei Erteilung des Aufenthaltstitels über 
seine Verpflichtung nach Satz 1 zu unterrichten. 

§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage 
 
(1)  
Widerspruch und Klage gegen 1. 
die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung oder Verlängerung des 
Aufenthaltstitels, 
(…) 
 
5.den Widerruf oder die Rücknahme der Anerkennung von 
Forschungseinrichtungen für den Abschluss von Aufnahmevereinbarungen 

§ 84 Wirkungen von Widerspruch und Klage 
 
(1)  
Widerspruch und Klage gegen 1. 
die Ablehnung eines Antrages auf Erteilung oder Verlängerung des 
Aufenthaltstitels, 
(…) 
 
5.den Widerruf oder die Rücknahme der Anerkennung von 
Forschungseinrichtungen für den Abschluss von Aufnahmevereinbarungen 
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nach § 20, 
 
(…) 

nach § 18d, 
 
(…) 

§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden 
 
(2)  
Öffentliche Stellen im Sinne von Absatz 1 haben unverzüglich die zuständige 
Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der 
Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis erlangen von (…). 
 
 
 
 
 
(…) 

§ 87 Übermittlungen an Ausländerbehörden 
 
(2)  
Öffentliche Stellen im Sinne von Absatz 1 haben unverzüglich die zuständige 
Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn sie im Zusammenhang mit der 
Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis erlangen von (…). Die für Leistungen nach 
dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch zuständigen Stellen sind 
über die in Satz 1 geregelten Tatbestände hinaus verpflichtet, der 
Ausländerbehörde mitzuteilen, wenn ein Ausländer mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt 3 oder 4 für sich oder seine 
Familienangehörigen entsprechende Leistungen beantragt.  
(…) 

§ 91d Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801 
 
(1)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt als nationale 
Kontaktstelle nach Artikel 37 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/801 
Mitteilungen nach § 16a Absatz 1 und § 20a Absatz 1 entgegen. Das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 1. 
prüft die Mitteilungen hinsichtlich der Vollständigkeit der nach § 16a Absatz 1 
oder § 20a Absatz 1 vorzulegenden Nachweise, 
2. 
leitet die Mitteilungen unverzüglich an die zuständige Ausländerbehörde 
weiter und teilt das Datum des Zugangs der vollständigen Mitteilung mit und 
3. 
teilt der aufnehmenden Ausbildungseinrichtung oder der aufnehmenden 
Forschungseinrichtung die zuständige Ausländerbehörde mit. 
Die Zuständigkeit der Ausländerbehörde bleibt unberührt. 
 
(…) 

§ 91d Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801 
 
(1)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt als nationale 
Kontaktstelle nach Artikel 37 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/801 
Mitteilungen nach § 16a Absatz 1 und § 20a Absatz 1 entgegen. Das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 1. 
prüft die Mitteilungen hinsichtlich der Vollständigkeit der nach § 16a Absatz 1 
oder § 20a Absatz 1 vorzulegenden Nachweise, 
2. 
leitet die Mitteilungen unverzüglich an die zuständige Ausländerbehörde 
weiter und teilt das Datum des Zugangs der vollständigen Mitteilung mit und 
3. 
teilt der aufnehmenden Ausbildungseinrichtung oder der aufnehmenden 
Forschungseinrichtung die zuständige Ausländerbehörde mit. 
Die Zuständigkeit der Ausländerbehörde bleibt unberührt. 
 
(…) 
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(4) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an 
zuständige Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, 
soweit dies erforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach den 
§§ 16a und 20a und der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 20b oder 
eines entsprechenden Visums zu prüfen. 
(…) 
 
(5)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der 
Ausländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, 
über den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über 
 
1. die Ablehnung der nach § 16a Absatz 1 und § 20a Absatz 1 mitgeteilten 
Mobilität nach § 20c Absatz 3 sowie  
 
2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 20b.  
 
Die Ausländerbehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür 
erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen 
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten 
aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer 
automatisiert übermitteln. 
 
(6)  
Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16 Absatz 1, den §§ 17b, 18d oder § 20 
widerrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer 
Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen 
Behörden des anderen Mitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im 
Rahmen des Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält und 

(3) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an 
zuständige Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, 
soweit dies erforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach den 
§§ 16b und 18e und der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f oder 
eines entsprechenden Visums zu prüfen. 
(…) 
 
(4)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der 
Ausländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, 
über den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über 
 
1. die Ablehnung der nach § 16c Absatz 1 und § 18e Absatz 1 mitgeteilten 
Mobilität nach § 19f Absatz 5 sowie  
 
2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f.  
 
Wenn eine Ausländerbehörde die Entscheidung getroffen hat, übermittelt sie 
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür 
erforderlichen Angaben Die Ausländerbehörden können der nationalen 
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten 
aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer 
automatisiert übermitteln. 
 
(5)  
Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1, den §§ 16e, 18d oder 19e 
widerrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer 
Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen 
Behörden des anderen Mitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im 
Rahmen des Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält und 
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dies dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die 
Ausländerbehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür 
erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen 
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten 
aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer 
automatisiert übermitteln. 

dies dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die 
Ausländerbehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür 
erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen 
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten 
aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer 
automatisiert übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge durch die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates 
mitgeteilt, dass ein Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach §§ 16a, 
20a oder 20b im Bundesgebiet aufhält, der in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie (EU) 2016/801 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht 
verlängert wurde oder abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde. 

§ 91e Gemeinsame Vorschriften für das Register zum vorübergehenden 
Schutz und zu innergemeinschaftlichen Datenübermittlungen 
 
Im Sinne der §§ 91a bis 91d sind  
 
1.Personalien: Namen, insbesondere Familienname, Geburtsname, Vornamen 
und früher geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeiten und Wohnanschrift im Inland, 
 
2.Angaben zum Identitäts- und Reisedokument: Art, Nummer, ausgebende 
Stelle, Ausstellungsdatum und Gültigkeitsdauer. 

§ 91e Gemeinsame Vorschriften für das Register zum vorübergehenden 
Schutz und zu innergemeinschaftlichen Datenübermittlungen 
 
Im Sinne der §§ 91a bis 91g sind  
 
1.Personalien: Namen, insbesondere Familienname, Geburtsname, Vornamen 
und früher geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeiten und Wohnanschrift im Inland, 
 
2.Angaben zum Identitäts- und Reisedokument: Art, Nummer, ausgebende 
Stelle, Ausstellungsdatum und Gültigkeitsdauer. 

§ 91g Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2014/66/EU 
 
(1)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt als nationale 
Kontaktstelle nach Artikel 26 Absatz 1 der Richtlinie 2014/66/EU Mitteilungen 
nach § 19c entgegen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge  
1.prüft die Mitteilungen hinsichtlich der Vollständigkeit der nach § 19c Absatz 
1 vorzulegenden Nachweise, 
 

§ 91g Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie 2014/66/EU 
 
(1)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt als nationale 
Kontaktstelle nach Artikel 26 Absatz 1 der Richtlinie 2014/66/EU Mitteilungen 
nach § 19c entgegen. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge  
1.prüft die Mitteilungen hinsichtlich der Vollständigkeit der nach § 19c Absatz 
1 vorzulegenden Nachweise, 
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2.leitet die Mitteilungen unverzüglich an die zuständige Ausländerbehörde 
weiter und teilt das Datum des Zugangs der vollständigen Mitteilung mit und 
 
3.teilt der aufnehmenden Niederlassung in dem anderen Mitgliedstaat die 
zuständige Ausländerbehörde mit. 
Die Zuständigkeit der Ausländerbehörde bleibt unberührt. 
 
(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt Anträge nach § 19d 
entgegen und leitet diese Anträge an die zuständige Ausländerbehörde 
weiter. Es teilt dem Antragsteller die zuständige Ausländerbehörde mit. 
 
(…) 
 
(4) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an 
zuständige Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, 
soweit dies erforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach § 19c 
oder der Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte zu prüfen. 
(…) 
 
(5)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der 
Ausländer eine ICT-Karte besitzt, über den Inhalt und den Tag einer 
Entscheidung über  
 
1.die Ablehnung der nach § 19c Absatz 1 mitgeteilten Mobilität gemäß § 19c 
Absatz 4 sowie 
 
2.die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte nach § 19d. 
Wird eine ICT-Karte nach § 19b widerrufen, zurückgenommen oder nicht 
verlängert oder läuft sie nach einer Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 
Satz 2 ab, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

2. leitet die Mitteilungen unverzüglich an die zuständige Ausländerbehörde 
weiter und teilt das Datum des Zugangs der vollständigen Mitteilung mit und 
 
3. teilt der aufnehmenden Niederlassung in dem anderen Mitgliedstaat die 
zuständige Ausländerbehörde mit. 
Die Zuständigkeit der Ausländerbehörde bleibt unberührt. 
 
(2) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge nimmt Anträge nach § 19b 
entgegen und leitet diese Anträge an die zuständige Ausländerbehörde 
weiter. Es teilt dem Antragsteller die zuständige Ausländerbehörde mit. 
 
(…) 
 
(3) Die Auslandsvertretungen und die Ausländerbehörden können über das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge Ersuchen um Auskunft an 
zuständige Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union richten, 
soweit dies erforderlich ist, um die Voraussetzungen der Mobilität nach § 19a 
oder der Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte zu prüfen. 
(…) 
 
(4)  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der 
Ausländer eine ICT-Karte besitzt, über den Inhalt und den Tag einer 
Entscheidung über  
 
1. die Ablehnung der nach § 19a Absatz 1 mitgeteilten Mobilität gemäß § 19a 
Absatz 3 sowie 
 
2. die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte nach § 19b. 
Wird eine ICT-Karte nach § 19 widerrufen, zurückgenommen oder nicht 
verlängert oder läuft sie nach einer Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 
Satz 2 ab, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
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unverzüglich die Behörde des anderen Mitgliedstaates, in dem der Ausländer 
von der in der Richtlinie 2014/66/EU vorgesehenen Möglichkeit, einen Teil 
des unternehmensinternen Transfers in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchzuführen, Gebrauch gemacht hat, sofern dies der 
Ausländerbehörde bekannt ist. Die Behörde, die die Entscheidung getroffen 
hat, übermittelt dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich 
die hierfür erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der 
nationalen Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 
erforderlichen Daten aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der 
AZR-Nummer automatisiert übermitteln. 
 
 
 
 
 
 
(…) 
(6) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge übermittelt den zuständigen 
Organen der Europäischen Union jährlich 
1. die Zahl  
a) der erstmals erteilten ICT-Karten, 
b) der erstmals erteilten Mobiler-ICT-Karten und 
c) der Mitteilungen nach § 19c Absatz 1, 
(…). 

unverzüglich die Behörde des anderen Mitgliedstaates, in dem der Ausländer 
von der in der Richtlinie 2014/66/EU vorgesehenen Möglichkeit, einen Teil 
des unternehmensinternen Transfers in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union durchzuführen, Gebrauch gemacht hat, sofern dies der 
Ausländerbehörde bekannt ist. Die Behörde, die die Entscheidung getroffen 
hat, übermittelt dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich 
die hierfür erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der 
nationalen Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 
erforderlichen Daten aus dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der 
AZR-Nummer automatisiert übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge durch die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates 
mitgeteilt, dass ein Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach §§ 19a 
oder 19b im Bundesgebiet aufhält, und der in den Anwendungsbereich der 
Richtlinie 2014/66/EU fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht 
verlängert wurde oder abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde. 
(…) 
(6) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge übermittelt den zuständigen 
Organen der Europäischen Union jährlich 
1. die Zahl  
a) der erstmals erteilten ICT-Karten, 
b) der erstmals erteilten Mobiler-ICT-Karten und 
c) der Mitteilungen nach § 19a Absatz 1, 
(…). 

§ 98 Bußgeldvorschriften 
 
(2)  
Ordnungswidrig handelt, wer  
(…) 
 
4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 44a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 oder 3 
zuwiderhandelt. 
 

§ 98 Bußgeldvorschriften 
 
(2)  
Ordnungswidrig handelt, wer  
(…) 
 
4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 44a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 oder 3 
zuwiderhandelt oder 
5. entgegen § 82 Absatz 6 Satz 1 der Ausländerbehörde nicht rechtzeitig das 
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(2a)  
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig  
 
1.entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 einen Ausländer mit einer nachhaltigen 
entgeltlichen Dienst- oder Werkleistung beauftragt, die der Ausländer auf 
Gewinnerzielung gerichtet ausübt, 
 
 
 
 
 
 
 
(…). 
 

vorzeitige Ende seiner Ausbildung oder seiner Erwerbstätigkeit mitteilt. 
 
(2a)  
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig  
 
1.entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 einen Ausländer mit einer nachhaltigen 
entgeltlichen Dienst- oder Werkleistung beauftragt, die der Ausländer auf 
Gewinnerzielung gerichtet ausübt, 
 
1a. entgegen § 4a Absatz 5 Satz 3 Nummer 3 eine Mitteilung nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig macht, 
 
1b.entgegen § 16 Absatz 2 Satz 2 eine Mitteilung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig macht, 
 
(…). 
 

§ 98a Vergütung 
 
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Ausländer, den er ohne die nach § 
284 Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung 
oder ohne die nach § 4 Absatz 3 erforderliche Berechtigung zur 
Erwerbstätigkeit beschäftigt hat, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. Für die 
Vergütung wird vermutet, dass der Arbeitgeber den Ausländer drei Monate 
beschäftigt hat. 
(…) 

§ 98a Vergütung 
 
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Ausländer, den er ohne die nach § 
284 Absatz 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch erforderliche Genehmigung 
oder ohne die nach § 4a Absatz 5 erforderliche Berechtigung zur 
Erwerbstätigkeit beschäftigt hat, die vereinbarte Vergütung zu zahlen. Für die 
Vergütung wird vermutet, dass der Arbeitgeber den Ausländer drei Monate 
beschäftigt hat. 
(…) 

 § 99 Verordnungsermächtigung 
 
(…) 
[(5) 
Das Bundesministerium des Inneren, für Bau und Heimat wird ferner 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Staaten zu bestimmen, an deren Staatsangehörige bestimmte oder sämtliche 
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Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 nicht erteilt werden, wenn 
bei diesen Staatsangehörigen ein erheblicher Anstieg der Zahl der 
abgelehnten Asylanträge im Zusammenhang mit einem Aufenthalt nach 
Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4 zu verzeichnen ist.] 

§ 101 Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsrechte § 101 Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsrechte 
(…) 
 
(4) Ein Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4, der vor dem 
[einsetzen: Datum des Inkrafttreten dieses Gesetzes] erteilt wurde, gilt mit 
den verfügten Nebenbestimmungen entsprechend dem der Erteilung zu 
Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt im Rahmen seiner 
Gültigkeitsdauer fort. 

§104a Altfallregelung 
 
(…) 
(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis kann unter der Bedingung erteilt werden, dass der 
Ausländer an einem Integrationsgespräch teilnimmt oder eine 
Integrationsvereinbarung abgeschlossen wird. Die Aufenthaltserlaubnis 
berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§104a Altfallregelung 
 
(…) 

(4)  
Die Aufenthaltserlaubnis kann unter der Bedingung erteilt werden, dass der 
Ausländer an einem Integrationsgespräch teilnimmt oder eine 
Integrationsvereinbarung abgeschlossen wird. Die Aufenthaltserlaubnis 
berechtigt zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

§ 105a Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren 
 
Von den in § 4 Abs. 2 Satz 2 und 4, Abs. 5 Satz 2, § 15a Abs. 4 Satz 2 und 3, § 
23 Abs. 1 Satz 3, § 23a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 4, § 44a Abs. 1 
Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 49a Abs. 2, § 61 Absatz 1d, § 72 Absatz 2, § 73 Abs. 2, 
Abs. 3 Satz 1 und 2, den §§ 78, 78a, § 79 Abs. 2, § 81 Abs. 5, § 82 Abs. 1 Satz 3, 
Abs. 3, § 87 Absatz 1, 2 Satz 1 und 2, Absatz 4 Satz 1, 2 und 4 und Absatz 5, § 
89 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4, § 89a Abs. 2, Abs. 4 Satz 2, Abs. 8, den §§ 
90, 90a, 90b, 91 Abs. 1 und 2, § 91a Abs. 3, 4 und 7, § 91c Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2, §§ 99 und 104a Abs. 7 Satz 2 
getroffenen Regelungen und von den auf Grund von § 43 Abs. 4 und § 99 
getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durch Landesrecht 
nicht abgewichen werden. 

§ 105a Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren 
 
Von den in § 4 Abs. 2 Satz 2 und 4, Abs. 5 Satz 2, § 15a Abs. 4 Satz 2 und 3, § 
23 Abs. 1 Satz 3, § 23a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 4, § 44a Abs. 1 
Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 49a Abs. 2, § 61 Absatz 1d, § 72 Absatz 2, § 73 Abs. 2, 
Abs. 3 Satz 1 und 2, den §§ 78, 78a, § 79 Abs. 2, § 81 Abs. 5, § 82 Abs. 1 Satz 3, 
Abs. 3, § 87 Absatz 1, 2 Satz 1 und 2, Absatz 4 Satz 1, 2 und 4 und Absatz 5, § 
89 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4, § 89a Abs. 2, Abs. 4 Satz 2, Abs. 8, den §§ 
90, 90a, 90b, 91 Abs. 1 und 2, § 91a Abs. 3, 4 und 7, § 91c Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
Satz 2, Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2, §§ 99 Absatz 1 bis 4 und 104a Abs. 7 
Satz 2 getroffenen Regelungen und von den auf Grund von § 43 Abs. 4 und § 
99 getroffenen Regelungen des Verwaltungsverfahrens kann durch 
Landesrecht nicht abgewichen werden. 
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